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Reformationsgedenken: 
„Heute eint uns mehr, als uns
trennt“
Während eines gemeinsamen Gottesdienstes

in der schwedischen Stadt Lund fast 500

Jahre nach der lutherischen Reformation

haben die katholischen und lutherischen

Gläubigen um Vergebung für die Spaltungen

und Konflikte der Vergangenheit gebeten

und gelobt, ihre Gemeinschaft und ihren

Dienst in der Welt zu vertiefen.

Papst Franziskus hat gemeinsam mit dem

Präsidenten und dem Generalsekretär des

Lutherischen Weltbundes (LWB), Bischof

Munib Younan und Pastor Martin Junge, am

31. Oktober den Gottesdienst im Dom zu

Lund gefeiert. An diesem Tag begann 1517

die Geschichte der Reformation.

Rund 500 Menschen hatten sich im Dom

versammelt, wie Stephen Brown berichtet,

und hörten eine gemeinsame Predigt auf

Spanisch von Papst Franziskus und dem

LWB-Generalsekretär.

„Als katholische und lutherische Gemein-

schaft haben wir uns auf einen gemeinsamen

Weg der Versöhnung begeben“, sagte Papst

Franziskus. „Jetzt haben wir im Kontext des

Gedenkens an die Reformation 1517 eine

neue Gelegenheit, einen gemeinsamen Weg

anzunehmen.“

Der Papst forderte die katholische und die

lutherische Kirche nachdrücklich auf, sich

„nicht mit der Teilung und der Entfremdung

abzufinden, die unsere Spaltung zwischen

uns hat entstehen lassen.“ Es gebe vielmehr,

so der Papst, die Möglichkeit, „einen kriti-

schen Moment unserer Geschichte zu korri-

gieren, indem wir die Kontroversen und

Meinungsverschiedenheiten überwinden, die

uns oftmals davon abgehalten haben, einan-

der zu verstehen.“

Später erklärte er: „Mit Dankbarkeit erken-

nen wir an, dass die Reformation die Heilige

Schrift wieder stärker in den Mittelpunkt des

kirchlichen Lebens gestellt hat.“

Der LWB-Generalsekretär forderte die

katholischen und lutherischen Gläubigen

auf, „eine Vergangenheit hinter sich zu las-

sen, die von Konflikten und Spaltung be-

stimmt war und auf dem Weg der Gemein-

schaft voranzuschreiten.“

„Heute eint uns mehr, als uns trennt“, sagte

Junge mit Blick auf die katholische und lutheri-

sche Gemeinschaft. „Wir sind eins in der Taufe.

Deshalb haben wir uns hier zum gemeinsamen

Reformationsgedenken versammelt: um wieder-

zuentdecken, wer wir in Christus sind.“

Unter dem Motto „Vom Konflikt zur Ge-

meinschaft – Verbunden in Hoffnung“ ist

das erste gemeinsame katholische-lutherische

Reformationsgedenken auf globaler Ebene.
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Das 500. Jubiläum der Reformation wurde erstmalig gemeinsam von Papst und Luthe-
ranern gefeiert. Bei einem Gottesdienst am 31. Oktober im schwedischen Lund, dem Grün-
dungsort des Lutherischen Weltbundes, grüßen sich Papst Franziskus und die schwedische
Erzbischöfin Antje Jackelén.
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Es gab spontanen Applaus, als Papst Fran-

ziskus und Bischof Younan später ein Ge-

meinsames Wort unterzeichneten, mit dem

sich die katholische und die lutherische Kir-

che dazu verpflichten, ihre Gemeinschaft zu

vertiefen und gemeinsam Zeugnis für Ge-

rechtigkeit abzulegen.

„Die Vergangenheit können wir nicht

ändern, aber an was wir uns erinnern und

wie wir uns  erinnern, ist wandelbar“, heißt

es in der Erklärung. „Wir beten für die

Heilung unserer Wunden und der Erinne-

rungen, die unseren Blick auf den jeweils

anderen verschatten. Wir lehnen nachdrük-

klich jede Form von Hass und Gewalt ab, sei

es in der Vergangenheit oder in der Gegen-

wart. Das gilt besonders dann, wenn sie im

Namen der Religion begründet werden.“

VertreterInnen anderer christlicher Welt-

gemeinschaften und ökumenischer Einrich-

tungen wie der Oekumenische Rat der

Kirchen haben an dem Gottesdienst teilge-

nommen. Nach Aussage der Organisatoren

war dies ein Zeichen dafür, dass der Fort-

schritt zwischen der katholischen und der

lutherischen Kirche nicht isoliert von den

zahlreichen anderen ökumenischen Bezieh-

ungen dieser Institutionen stattfinden kann.

Nach dem Gottesdienst im Dom zu Lund

fand in der Malmö-Arena nicht weit vom

Dom eine öffentliche Veranstaltung statt.

Dabei unterzeichneten der Lutherische Welt-

dienst und die katholische Caritas Internatio-

nalis eine Absichtserklärung über eine ver-

stärkte humanitäre Zusammenarbeit beider

Organisationen.

sichten von Migranten und Flüchtlingen.

Diese Themenbereiche passen gut zu den

aktuellen Prioritäten des Vatikans und zum

OeRK-Pilgerweg der Gerechtigkeit und des

Friedens.

Die Arbeitsgruppe tagte kurz nachdem

ChristInnen in der ganzen Welt den Welt-

gebetstag für die Bewahrung der Schöpfung

begangen hatten – eine Initiative des Oeku-

menischen Patriarchen Bartholomäus, die

von Papst Franziskus aufgegriffen wurde und

mit den ökumenischen Aktivitäten im

Rahmen der Initiative „Zeit der Schöpfung“

zusammenfiel. Die morgendlichen und

abendlichen Andachten der Arbeitsgruppe

waren auf diese Themen abgestimmt.

Neuer Bericht der UNO:
Soziale Ungleichheit und
Einfluss des Klimawandels
Nach einem neuen Bericht der Vereinten

Nationen, dem „World Economic and Social

Survey 2016“, verdichten sich die Anzeichen,

dass der Klimawandel arme und verwundba-

re Menschen am stärksten betrifft. Diese

Einflüsse werden wiederum am deutlichsten

durch Ungleichheiten hervorgerufen, die die

Risiken bei Klimaturbulenzen vergrößern. 

Bei der Vorstellung des Berichts im

Hauptsitz der Vereinten Nationen in New

York, sagte Lenni Montiel, stellvertretender

Generalsekretär für wirtschaftliche Entwick-

lung: „Anhaltende Ungleichheit beim Zu-

gang zu finanziellen Ressourcen und Mög-

lichkeiten, der politischen Äußerung und

Partizipation und, wie in manchen Fällen,

offenkundige Diskriminierung führen dazu,

dass eine große Anzahl von Menschen und

ganze Gruppen überproportional Klimaaus-

wirkungen schutzlos ausgeliefert sind.“ 

Neben der gesammelten Beweislage, dass

die Armen und Verletzlichen stärker unter

Klimakatastrophen leiden, weist der Bericht

darauf hin, dass Regierungen dabei versagen,

Entwicklungsmängel zu beheben, die große

Bevölkerungsteile einem erhöhten Risiko

aussetzen.

In den letzten 20 Jahren waren 4,2 Milli-

arden Menschen von wetterbedingten Katas-

trophen betroffen, bei einer beträchtlichen

Zahl von Menschen mit Todesfolge. Länder

mit geringen Einkommen müssten dabei die

die größten Verluste hinnehmen, u.a. wirt-

schaftliche Einbußen von fünf Prozent des

Bruttoinlandsprodukts. Über elf Prozent der

Weltbevölkerung wohnen in schlechtgesi-

cherten Küstenregionen, viele von ihnen arm

und gezwungen in Überschwemmungsgebie-

ten zu leben. Ihnen fehlen die Ressourcen,

um in sichere Gegenden zu ziehen.

Der Bericht konstatiert ebenso eine starke

Konzentration armer und marginalisierter

Gruppen in Trockengebieten, die ungefähr

40 Prozent der Landoberfläche der Erde

bedecken. Ungefähr 29 Prozent der Weltbe-

völkerung leben in solchen Regionen und

haben mit zusätzlichen klimawandelbeding-

ten Herausforderungen zu kämpfen.

Frieden und Migranten:
Neue Schwerpunkte der
römisch-katholischen/
OeRK-Arbeitsgruppe 

Vertreterinnen und Vertreter der römisch-

katholischen Kirche und des Oekumenischen

Rates der Kirchen (OeRK) gehen neue Wege

der Zusammenarbeit bei den dringendsten

Problemen unserer Zeit.

Die gemeinsame Arbeitsgruppe des OeRK

und der römisch-katholischen Kirche hielt

vom 13. bis 17. September ihre jährliche Ta-

gung im Château de Bossey in der Schweiz

ab. Die Arbeitsgruppe wurde 1965 gegrün-

det und besteht somit schon seit über 50

Jahren.

Die Gruppe begleitet die Zusammenarbeit

der zwei Organisationen in den Bereichen

Glauben und Kirchenverfassung, Mission und

Evangelisation, Gerechtigkeit und Frieden,

ökumenische Ausbildung und interreligiöser

Dialog. Außerdem befasst sich die Gruppe

mit gemeinsamen theologischen Fragen.

Zunehmend weitet sich durch die Tagun-

gen nicht nur die Agenda der Arbeitsgruppe,

sondern auch die Kooperation auf prakti-

scher Programmebene aus; so arbeiten

OeRK-Programmverantwortliche direkt mit

den Dikasterien des Vatikan zusammen.

Die Arbeitsgruppe beschloss, in der

aktuellen zehnten Phase ihres Bestehens den

Schwerpunkt auf folgende zwei Themen zu

legen: Friedensförderung und Dialog in

Konfliktgebieten, und die Notlage und Aus-
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Gemeinsame Gottesdienstfeier von lutherischen Kirchenleitenden, darunter Erzbischöfin
Jackelén, Pfr. Dr. Martin Junge, Generalsekretär des Lutherischen Weltbundes und Papst
Franziskus in der Kathedrale von Lund. Weil sich römisch-katholische Bischöfe in Schweden sei-
nerzeit der Reformation ausgeschlossen haben, kann sich die schwedische Kirche auch auf das
Narrativ der apostolischen Sukzession berufen. Das erleichtert den Lutherischen Kirchen in
Lund und dem Papst die Zeichen freundschaftlicher Verbindung.
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Daher schlägt der Bericht vor, den Zugang

zu Klimavoraussagen, modernen Informa-

tions- und Kommunikationstechnologien

sowie geographischen Informationssystemen

zu verbessern. Dies könne die nationalen

Möglichkeiten stärken, die Auswirkungen

von Klimakatastrophen und politische Hand-

lungsoptionen besser zu erfassen.

Beunruhigt zeigt sich der Bericht hinsicht-

lich mangelhafter internationaler Unterstüt-

zung beim Aufbau von widerstandsfähigen

Maßnahmen gegen den Klimawandel. Auf

dem letztjährigen Klimagipfel in Paris sagten

die beteiligten Staaten mindestens 100

Milliarden US-$ jährlich zu für die Abmil-

derung der Klimaschäden und Anpassungs-

maßnahmen in sog. Entwicklungsländern.

Gleichwohl werden die tatsächlichen Kosten

für solche Anpassungsmaßnahmen deutlich

höher liegen.

Der Bericht World Economic and Social Survey 2016:

Climate Change Resilience – an Opportunity for

Reducing Inequalities findet sich im Internet unter

https://wess.un.org/ 

Kirchenforderung:
Saubere Energie und karbon-
freie Wirtschaft
Delegierte des Bündnisses christlicher Hilfs-

werke ACT Alliance, des Lutherischen Welt-

bundes (LWB) und des Weltkirchenrats

(OeRK) haben am Rande der Weltklima-

konferenz im marokkanischen Marrakesch

(7.–18. November 2016) einen schnelleren

Umstieg auf eine Karbon-freie Wirtschafts-

weise gefordert, die auf sauberer Energie

basieren müsse, um den weltweiten Anstieg

der Temperatur zu bremsen. „Ein Engage-

ment, das nur aus Schlagzeilen bestehe,

werde den nötigen Umstieg nicht erreichen,

es gelte die konkreten Umsetzungsschritte

anzugehen, betonte Dinesh Vyas von der

Arbeitsgruppe Klimawandel der ACT. Der

LWB, der schon im Jahr 2015 eine Grund-

satzentscheidung getroffen hat, nicht mehr

in fossile Energieträger zu investieren, war in

Marrakesch mit einer afrikanischen Jugend-

delegation vertreten. Pfr. Dr. Martin Junge,

der Generalsekretär des LWB, wies darauf

hin, dass in der gemeinsamen katholisch-

lutherischen Erinnerung an die Reformation

betont werde, dass der gemeinsame Dienst

der Kirchen sich an der Erhaltung von

Gottes Schöpfung ausrichten müsse, einer

Schöpfung, die heute rücksichtslos ausge-

beutet werde und unter den Folgen der Gier

der Menschen leide. „Wir müssen dafür ein-

treten, dass wir die Herzen und die Köpfe

der Menschen ändern, damit wir mit Gottes

Schöpfung verantwortlich umgehen.“ Im

Schlussplenum der Konferenz unterstrich

Pfr. Henrik Crape, Koordinator der OeRK-

Arbeitsgruppe Klimawandel, noch einmal im

Namen derjenigen Nichtregierungsorgani-

sationen, die ihr Engagement religiös be-

gründen, die Notwendigkeit, die Hoffnung

aus dem Erreichen der Agenda 2030 und der

nachhaltigen Entwicklungsziele in konkrete,

greifbare Maßnahmen zu übersetzen. „Die

Armen, die zukünftigen Generationen, die

Schöpfung selbst muss im Zentrum aller

Klimapolitik und aller Abkommen stehen.“ 

Oekumenischer Patriarch zu 
Klimawandel: 
Reaktion auf Umweltkrise 
inakzeptabel langsam

„Wir haben einen  weiten Weg zurückgelegt,

aber nur wenige echte Fortschritte erzielt“,

stellte Bartholomäus I, der Oekumenische

Patriarch von Konstantinopel, in seiner Bot-

schaft an die Mitgliedstaaten der UN-Klima-

rahmenkonvention (UNFCCC) fest und be-

zog sich mit dieser Aussage darauf, dass die

vergangenen 22 Jahre seit der ersten Klima-

konferenz der Vertragsstaaten ein nicht

akzeptabler Zeitraum seien, um mit Klima-

konventionen auf die Umweltkrise zu reagie-

ren.

Der UN-Klimagipfel gebe in einiger Hin-

sicht Anlass zu Optimismus, denn die Natio-

nen der Welt hätten auf den nachdrücklichen

Appell von Paris reagiert und sich auf die

Agenda 2030 geeinigt, stellte Bartholomäus

I fest. Allerdings sei die 22. Konferenz der

Vertragsparteien (COP22) in mancher

Hinsicht auch eine schmerzvolle Erinnerung

daran, dass erst 197 Länder eine Konvention

ratifiziert hätten, die aus dem Erdgipfel 1992

in Rio de Janeiro hervorgegangen sei.

„Seit 22 Jahren sind sich die weltweit füh-

renden Institutionen und die Politik im

Prinzip in der Beurteilung der Probleme des

globalen Klimawandels einig und haben end-

lose Konsultationen und hochrangig besetz-

te Diskussionen über eine Entwicklung ge-

führt, die praktische Maßnahmen und kon-

krete Aktionen erfordert. 22 Jahre sind aber

ein inakzeptabler langer Zeitraum, um auf

die Umweltkrise zu reagieren. Das gilt be-

sonders vor dem Hintergrund unserer ge-

nauen Kenntnisse über den unmittelbaren

und untrennbaren Zusammenhang dieser

Krise mit globaler Armut, Migration und

Unruhen“, erklärte Bartholomäus I.

„Nach 22 Jahren ist es für uns alle höchste

Zeit und längst überfällig zu erkennen, dass

unsere ökologischen Sünden Auswirkungen

auf unsere Mitmenschen haben, denn wir

alle, aber besonders diejenigen, die am

schutzbedürftigsten sind oder am Rand ste-

hen, werden die unabwendbaren Folgen zu

tragen haben. Wie kann irgendein Land das

Leid seiner Bevölkerung rechtfertigen? Wie

kann die Wirtschaft zulassen, dass ihre Kun-

den ausgebeutet werden? Solange wir uns

nicht alle in unseren Einstellungen und

Handlungen, unseren Beratungen und Ent-

scheidungen der Tatsache bewusst sind, dass

es um unsere eigenen Kinder und um zu-

künftige Generationen geht, werden wir fort-

fahren, wichtige Entwicklungen und Lösun-

gen hinauszuzögern und zu verschieben.“

In seiner Botschaft an die UNFCCC-

Mitgliedstaaten vom 16. November schrieb

Bartholomäus I: „Welchen Preis für den Pro-

fit wollen wir zahlen? Oder wie viele Leben

sind wir bereit, für den materiellen und

finanziellen Gewinn zu opfern? Und welche

Kosten hätten wir zu tragen, wenn wir das

Überleben der Schöpfung Gottes verhindern

oder verwirken? Wir bitten mit unserem

demütigen, aber auch mutigen Gebet, dass

alle Mitwirkenden der COP22 erkennen, was

beim Klimawandel auf dem Spiel steht, und

entsprechend handeln.“

Die Erklärung von Bartholomäus I wurde

von James Grabert entgegengenommen,

dem Koordinator der UNFCCC-Mecha-

nismen für die nachhaltige Entwicklung.

„Zwar liefert das Übereinkommen von Paris

die Blaupause für einzelstaatliche Beiträge

und die Werkzeuge für eine internationale

Unterstützung und Zusammenarbeit, aber

jeder von uns hat die Chance, tätig zu wer-

den“, sagte Grabert. „Wir sind es, die das

Übereinkommen von Paris umsetzen müssen

– als Individuen und als Gesellschaft insge-

samt.“

Kreislaufwirtschaft:
Mithilfe von giftigem Abfall
Armut bekämpfen
Einem neuen Bericht der christlichen Wohl-

tätigkeitsorganisation Tearfund und dem

Institute of Development Studies zufolge

könnten die Müllberge, die unsere Luft ver-

schmutzen und Krankheiten verursachen,

stattdessen genutzt werden, Armut zu redu-

zieren und Leben zu retten. 

Joanne Green, Senior Policy Advisor bei

Tearfund, schlägt dazu den Ansatz der

Kreislaufwirtschaft vor. „ ,Kreislaufwirt-

schaft‘ bezeichnet ein Wirtschaftssystem, das

die Ressourcen so lang als möglich verwen-

det und damit den maximalen Gehalt extra-

hiert. Dies geschieht durch das Wiederver-

wenden und Regenerieren von Material am

Ende der Lebensdauer jedes Gegenstands.“

„Nehmen wir beispielsweise den Biomüll –

eine Hauptquelle für den Treibhauseffekt,

wenn dieser in der Tonne landet und Grund-

lage für Krankheiten, wenn er in Flüsse oder

ins Meer gelangt. Gleichzeitig stellt dieser

Müll bei richtiger Verwendung eine ergiebi-

ge Quelle für erneuerbare Energien und als

Düngemittel dar. In anderen Industrien

dagegen können Reparaturen und Neu-

produktion Luft- und Wasserverschmutzung

verringern und gleichzeitig Arbeitsplätze

schaffen.“

Diaconia, ein Partner von Tearfund aus

Brasilien zum Beispiel, nutzt das Kreislauf-

wirtschaftsmodell, um Bauern bei der Ver-

wendung ihres Biomülls unter die Arme zu

greifen. Dazu werden einfache Abfallbehälter

aufgestellt, die den Müll in erneuerbare

Energien und Düngemittel umwandeln. Das

verbessert zum einen die Lebensumstände

der Bauern und verringert zum anderen die

Treibgasemissionen. Auf der anderen Seite

kann der Staat mit kooperativ zusammenge-

schlossenen Müllsammlern zusammenarbei-
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ten, indem er diese zum Müllsammeln oder

-sortieren beschäftigt. Dies führt häufig zu

einer erhöhten Recyclingrate und ebenso zu

besseren Einkommen und Arbeitsbedingun-

gen.

Green erklärt weiter: „In unserer derzeiti-

gen linearen Wirtschaft fertigen wir ein

Produkt, benutzen es und wenn es kaputt

geht oder ein neueres Modell erhältlich ist,

werfen wir es weg. Das bedeutet, dass die

verwendeten Materialien an die Mülldeponie

verlorengehen und weitere Produkte aus

neuen Materialien gefertigt werden – ein

Prozess der weitaus mehr Treibhausgase und

andere Schadstoffe freisetzt.“ Durch die effi-

ziente Ressourcennutzung und die Müll-

verwertung gelingt der Kreislaufwirtschaft

dreifaches: eine Reduzierung schlechter

Gesundheit und von Todesfällen, die Schaf-

fung von Arbeitsplätzen und eine Verbesse-

rung des Klimas. 

Der Bericht ruft Regierungen und Aus-

schüsse dazu auf, mehr zur Unterstützung

von Entwicklungsländern bei einem Über-

gang hin zur Kreislaufwirtschaft beizutragen.

Dies könne einerseits durch strengere und

sicherere Designstandards geschehen, aber

auch durch finanzielle Anreize in der Zu-

sammenarbeit mit multinationalen Konzer-

nen und Investitionen in weitere Forschung. 

Oekumenisches Seminar für 
Wirtschaft und Management:
Hoffnung auf eine bessere
Zukunft 

„Als Professor für Wirtschaft und Wirt-

schaftsethik mit einem theologischen Hin-

tergrund und als Dekan des ökumenischen

Seminars für Leitung, Wirtschaft und Ma-

nagement (GEM School) kann ich sagen,

dass die pluralistische Wirtschaft – die als

internationale Initiative von Studierenden

neue Bekanntheit genießt – ein Versuch ist,

die neoliberale monolithische Wirtschaft her-

auszufordern. Es ist an der Zeit, auf eine

neue Art und Weise über die Wirtschaft

nachzudenken“, sagte Prof. Martin Büscher,

Inhaber des Lehrstuhls für Wirtschaftswis-

senschaften und Wirtschafts- und Unter-

nehmensethik am Institut für Diakonie-

wissenschaft und Diakoniemanagement an

der Kirchlichen Hochschule Wuppertal/

Bethel zum Abschluss des Seminars für

Leitung, Wirtschaft und Management

(Governance, Economics and Management,

GEM), das vom 22. August bis 2. September

in Hong Kong stattfand. 

Auf Einladung des Weltkirchenrates

(OeRK) und der Weltgemeinschaft Refor-

mierter Kirchen (WGRK) vereinte das GEM-

Seminar während eines zehntägigen Lern-

prozesses kirchliche Leitungspersonen sowie

zukünftige Führungskräfte und Wirtschafts-

Fachleute, und schloss mit der Hoffnung auf

eine bessere Zukunft. Auch wenn noch viel

zu tun verbleibt, um die egozentrischen

Wirtschaftsmodelle herauszufordern, wurde

nativen Indikatoren, anhand derer die Würde

des Lebens gemessen werden kann, sowie

Überarbeiten der Corporate-Compliance

anhand von sozialen und ökologischen

Richtlinien.“

Abschließend bemerkte Büscher, dass diese

Ideen und Projekte zur Herausforderung

und Restrukturierung des gegenwärtigen

Finanz- und Wirtschaftssystems nur ein

Anfang seien. „Das GEM-Seminar steht für

wirtschaftliche Befähigung und für Für-

sprache für eine Ökonomie des Lebens. Es

steht für Interdisziplinarität und schließlich

für Auswirkungen in der Gesellschaft“.

Christen und Muslime:
Gemeinsam gegen Extremismus
und für Dialog und Frieden
Interreligiöser Dialog und interreligiöse Ko-

operation waren der Schwerpunkt mehrerer

Gespräche am 30. September und 1. Oktober

2016 zum Thema „Für eine integrierte Welt“

zwischen dem Muslimischen Ältestenrat

unter der Leitung des Großimams von Al-

Azhar aus Kairo und VertreterInnen des

OeRK, seinen Mitgliedskirchen und ökume-

nischen Partnern, wie z.B. dem Lutheri-

schen Weltbund.

Die gemeinsame Tagung im Oekume-

nischen Zentrum in Genf endete mit einem

öffentlichen Vortrag des Großimams am

Oekumenischen Institut in Bossey (Schweiz)

mit dem Titel „Die Rolle von religiösen

Führungspersonen im Streben nach dem

Weltfrieden“.

In einem gemeinsamen Kommuniqué, das

von den Teilnehmenden der Tagung in Genf

angenommen wurde, verpf lichteten sich

beide Seiten zu einer Fortsetzung der prakti-

schen Zusammenarbeit zwischen den religiö-

sen Gemeinschaften.

In der Erklärung heißt es weiter: „Vor-

dringliches Anliegen des Treffens war der

Frieden und in diesem Zusammenhang ins-

besondere die Rolle der Religionen, derjeni-

gen, die in ihnen Leitungsverantwortung

wahrnehmen, sowie der im religiösen Bereich

angesiedelten Organisationen hinsichtlich

der Schaffung einer Kultur des Friedens und

einer friedensfördernden Praxis. Als Kinder

Abrahams stimmen wir darin überein, dass

die Menschheit dazu geschaffen wurde,

gemeinsam Anteil zu haben an den Gaben

der Liebe und des Mitgefühls, des Friedens

und der Barmherzigkeit sowie der Ehr-

lichkeit und Wahrhaftigkeit.“

Zum Abschluss der Tagung einigten sich

die Teilnehmenden, ihren Dialog weiterzu-

führen und 2017 in Kairo (Ägypten) erneut

zusammenzukommen.

Anglikaner-Primas: 
IS hat sehr wohl mit Islam 
zu tun
Die Rede, der Terror der Miliz „Islamischer

Staat“ (IS) habe nichts mit dem Islam zu

tun, hilft nach Worten des anglikanischen

klar, dass es unerlässlich ist, jetzt die ersten

Schritte zu machen.

„WirtschaftswissenschaftlerInnen sollten

ihre überholten ethischen Grundsätze über-

denken und Faktoren, die sie als ,externe

Effekte‘ ansehen, wie Armut, Ungleichheit,

Arbeitslosigkeit oder ökologische Verwüs-

tung, in realistischer Weise berücksichtigen.

Wesentliche Herausforderungen der Mensch-

heit sind wirtschaftlicher Natur. Wirtschafts-

experten, die sich auf Eigeninteresse und

neoliberale Berechnungsmodelle stützen,

sollten ihren mächtigen Elfenbeinturm ver-

lassen“, fügte Büscher hinzu.

Das ökumenische Seminar entstand aus

einem gemeinsamen Projekt von glaubensge-

stützten Gruppen, die sich für eine neue

internationale Finanz- und Wirtschaftsarchi-

tektur (NIFEA) einsetzen. WGRK Exekutiv-

sekretärin für Gerechtigkeit und Partner-

schaft, Pastorin Dora Arce-Valentin, kom-

mentierte den Beitrag des Seminars zu die-

sem Prozess: „Das GEM-Seminar ist eine der

Prioritäten, die im Dokument ,Ökonomie

des Lebens für alle: Ein ökumenischer Hand-

lungsplan für eine neue internationale Wirt-

schafts- und Finanzarchitektur‘ enthalten

sind. Ziel des Seminars ist es, innerhalb der

ökumenischen Bewegung wirtschaftliche

Kompetenzen zu bilden, in einem damit ver-

bundenen Geist, Gemeinschaften mit den

nötigen Instrumenten auszurüsten, damit sie

ihren Kontext verstehen und Alternativen

suchen können.“

„Das ökumenische Seminar kann als einer

der ökumenischen Wege zur Initiative einer

neuen internationalen Finanz- und Wirt-

schaftsarchitektur beitragen, um die Mächte

in der heutigen Welt gemeinsam herauszu-

fordern. Wenn wir in der Lage sind, gemein-

sam auf dem gleichen Weg voranzuschreiten,

wird aus dem GEM-Seminar ein Netzwerk

von ökumenischen Leitungspersönlichkeiten

werden, die ihre Kirchen motivieren, das

Potential von Fürsprache zu nutzen, um das

gegenwärtige System zu verwerfen und

Alternativen zu fördern. Weiter wird das Se-

minar auch eine wichtige Quelle von

Projekten sein, die in anderen prioritären

Bereichen auf sehr kreative und professionel-

le Weise einen Beitrag leisten können“, fügte

Arce-Valentin hinzu.

Zum Abschluss des zehntägigen ökumeni-

schen Seminars für Leitung, Wirtschaft und

Management stellten die Teilnehmenden

Projekte vor, die sie in den nächsten zwei bis

drei Jahren umsetzen können. „Gestützt auf

das vermittelte Wissen brachten die Studie-

renden Ideen ein, die zum Nachdenken anre-

gen, und doch praktischer Natur sind“, sagte

Athena Peralta, OeRK-Programmreferentin

für wirtschaftliche und ökologische Gerech-

tigkeit. „Zu den Zielen der Projekte gehö-

ren: Fördern einer theologischen Kreativität

unter Kirchen und Christen, die dazu ermu-

tigen wird, die NIFEA-Initiative umzuset-

zen, Reformieren der wirtschaftlichen Stu-

dienpläne protestantischer Universitäten

nach christlichen Werten, Schaffen von alter-
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Primas Justin Welby niemandem weiter.

Religionsführer jeden Glaubens müssten

gegen die Taten von Extremisten aufstehen,

die sich auf ihren Glauben berufen, verlang-

te der Erzbischof von Canterbury laut der

Zeitung „Daily Telegraph“. Die bloße

Zurückweisung, die Taten des IS hätten

nichts mit dem wahren Islam zu tun, schade

nur der Bekämpfung dieser extremistischen

Ideologie.

Religiös verbrämte Gewalt als eine bloße

Sicherheitsfrage anzugehen, sei zum

Scheitern verurteilt, warnte Welby. Man

müsse die wahre Motivation der Terroristen

erkennen, Schrecken zu verbreiten, um wirk-

sam dagegen vorgehen zu können. Der 60-

jährige Primas der anglikanischen Weltge-

meinschaft äußerte sich bei einer Vorlesung

im Pariser Institut Catholique, das ihm die

Ehrendoktorwürde verlieh.

Mit Blick auf die Verdunstung religiösen

Grundwissens ermunterte Welby die Chris-

ten in Europa, ihre Anschlussfähigkeit an die

Gesellschaft zurückzugewinnen. Der Konti-

nent müsse Religion von Grund auf neu ver-

stehen lernen, und die Christen müssten da-

für neu lernen, ihr religiöses Vokabular und

ihre Botschaft für andere Menschen ver-

ständlich zu machen.

„Eine theologische Stimme muss Teil

unserer Antwort auf den (IS)-Terror sein –

und wir sollten nicht zu schüchtern sein, sie

auch zu geben“, forderte der anglikanische

Primas. 

UN-Mehrheit:
Verhandlungen über
Atomwaffen-Verbot in 2017
In einer historischen Abstimmung haben

sich im Oktober zwei Drittel der internatio-

nalen Staatengemeinschaft für Verhandlun-

gen über ein Atomwaffenverbot in 2017 aus-

gesprochen.

Eine große Mehrheit von atomwaffen-

freien Staaten, vor allem aus dem Globalen

Süden, setzte im Ausschuss zu Abrüstungs-

und Fragen der internationalen Sicherheit die

Resolution „General and complete disarma-

ment: Taking forward multilateral nuclear

disarmament negotiations“ (L.41) gegen

den Widerstand und politischen Druck der

Atomwaffenstaaten durch. Insgesamt gab es

123 Stimmen für und 38 gegen die Reso-

lution sowie 16 Enthaltungen.

Die ständigen Mitglieder des UN-Sicher-

heitsrates und offiziellen Atommächte sowie

ihre Alliierten stimmten unter Führung der

USA und Russland wie erwartet annähernd

geschlossen gegen die Resolution. Einzig

China wählte den moderaten Weg der Ent-

haltung, zusammen mit den inoffiziellen

Atommächten Indien und Pakistan.

Umso bedeutsamer und zukunftsweisender

ist deshalb aber das Abstimmungsergebnis.

Die Durchsetzung abrüstungspolitischer

multilateraler Schritte – zur Not auch gegen

den Widerstand der Atomwaffenstaaten und

ohne ihre Beteiligung – markiert eine grund-

legende Wende in den internationalen Abrüs-

tungsbemühungen: Die atomwaffenfreie

Mehrheit der internationalen Gemeinschaft,

die Atomwaffen als letzte nicht verbotene

Massenvernichtungswaffen endlich auch äch-

ten will, hat die sonst den Ton angebenden

und abrüstungsunwilligen Atomwaffenstaaten

überstimmt und sich ihrem Druck widersetzt.

Einige wenige europäische Länder –

Österreich, Schweden, Irland, Malta und

Zypern – stimmten für die Resolution; die

Schweiz, Niederlande und Finnland enthiel-

ten sich.

Die Mehrheit der europäischen Staaten –

insbesondere diejenigen, die als Teil des

NATO-Sicherheitsbündnisses auf nukleare

Abschreckung setzen – votierten dagegen.

So auch die deutsche Regierung, deren

Haltung noch bis kurz vor der Abstimmung

unentschieden war. Sie beugte sich damit

letztlich dem NATO-Druck und blieb bei

ihrer Position aus der Genfer Offenen

Arbeitsgruppe im August dieses Jahres.

Gleichzeitig hatte das Europäische Parla-

ment am Nachmittag des Abstimmungstages

mit großer Mehrheit Verbotsverhandlungen

explizit befürwortet und in einer Resolution

alle EU-Mitgliedstaaten dazu aufgerufen,

dafür zu stimmen und sich konstruktiv an

Verhandlungen zu beteiligen. Bemerkens-

werterweise stimmten dabei vor allem auch

die europäischen Abgeordneten der meisten

konservativen und Mitte-Rechts-Parteien für

die Resolution und damit in vielen Fällen

gegen die Position ihrer nationalen Regier-

ungen.

Auch die EuropaparlamentarierInnen der

beiden deutschen Regierungsparteien CDU

und SPD stimmten für Verbotsverhand-
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lungen, was die kompromisslose und wenig

visionäre Haltung der Bundesregierung zu

einer umso größeren Enttäuschung macht.

Ein Anstoß mit Erfolg

Die unter der Bezeichnung „L.41“ bekannt

gewordene Resolution war bereits zwei

Wochen zuvor von einer Staatengruppe in

den Ersten Ausschuss der UN-Generalver-

sammlung eingebracht worden. Diese

Gruppe, die sogenannten Co-Sponsoren der

Resolution, war bis zum Tag der Abstimm-

ung auf 57 Staaten angewachsen.

Die Resolution ist der Erfolg der vor drei

Jahren angestoßenen „Humanitären Initia-

tive“, die anstrebt, Atomwaffen angesichts

ihrer inakzeptablen humanitären Konsequen-

zen und damit verbundenen Risiken zu stig-

matisieren, zu verbieten und zu eliminieren.

Kirchen und kirchennahe Organisationen

hatten dazu im Vorfeld Kontakt zu Regier-

ungen aufgenommen, die auf Atomwaffen

setzen. In der Mehrheit handelt es sich dabei

um NATO-Mitglieder. 

Der Bischof der Evangelischen Landeskir-

che in Baden, Jochen Cornelius-Bundschuh,

wies die Bundesregierung auf die erneute

Aufwertung von Atomwaffen, die langfristige

Modernisierung der Nukleararsenale und die

„katastrophalen  Folgen“ des Einsatzes von

Atomwaffen hin. Die badische Landeskirche

forderte die Bundesregierung auf, sich stär-

ker für die Rechtsnormen einzusetzen, die

gegen Atomwaffen zur Verfügung stehen.

Ein Verbot von Atomwaffen wäre nach An-

sicht der Kirche vergleichbar mit dem bereits

bestehenden Verbot von chemischen und

biologischen Massenvernichtungswaffen.

Der Großimam von Al-Azhar aus Kairo, Prof. Dr. Ahmad al-Tayyeb, begrüßt die Moderatorin
des Weltkirchenrates, Dr. Agnes Abuom



„Church and Peace“ hat sich an die Regie-

rungen von Deutschland und der Schweiz

sowie der beiden Atommächte Frankreich

und Vereinigtes Königreich gewandt.

Der Kanadische Rat der Kirchen hat in

einem Brief an den kanadischen Außen-

minister geschrieben, dass „wenn im Falle

von Maßnahmen zur Verteidigung von

Nationalstaaten ... eine Bedrohung der

Menschheit und sogar des Planeten die

Folge ist, solche Mittel kategorisch abzuleh-

nen sind.“

Mitglieder des ökumenischen Netzwerks

für die Advocacy-Arbeit für Frieden und Pax

Christi International stehen ebenfalls in

Kontakt zu den Regierungen in Australien,

den Niederlanden, Belgien und Norwegen.

Diese Staaten, die sich abhängig vom US-

Atomwaffen sehen, wurden nachdrücklich

aufgefordert, sich an der Verbotsdebatte zu

beteiligen. 

„Diese Entwicklung ist der vorläufige

Höhepunkt einer stetig wachsenden Bewe-

gung, die Atomwaffen aus humanitären

Gründen verbieten will“, sagt Peter Prove,

Direktor der OeRK-Kommission der Kirchen

für internationale Angelegenheiten. „Die

glaubensbasierte Advocacy-Arbeit hat einen

Beitrag zu dieser Initiative geleistet und ist

dringend erforderlich, um den Willen der

Mehrheit, Rechtsstaatlichkeit und Wohler-

gehen aller Menschen und der gesamten

Schöpfung über die Pläne der Atomwaffen-

staaten zu stellen, die ihre Arsenale moderni-

sieren anstatt sie abzuschaffen.“

Die finale Abstimmung in der UN-Vollver-

sammlung wurde für Dezember 2016 vorge-

sehen.  Die UN-Resolution plant zwei Ver-

handlungsperioden im März und Juni/Juli

2017 mit Beteiligung und Beitrag von inter-

nationalen Organisationen und VertreterIn-

nen der Zivilgesellschaft.

ICAN | http://www.icanw.org. 

Staatenlosigkeit:
Ein Ende setzen

Staatenlosigkeit beraubt Individuen ihrer

Identität und ihren grundlegendsten Men-

schenrechten. Dies ist das Ergebnis eines

abgehaltenen „Webinars“, das dem Thema

eines globalen Aktionsplans gegen Staaten-

losigkeit gewidmet war. Organisiert vom

Weltkirchenrat (OeRK) diente die Video-

konferenz dem Überblick auf die erreichte

Arbeit seit Beginn der Kampagne #IBelong

der UNO-Flüchtlingshilfe im Jahre 2014.

„Ohne Nationalität ist eine staatenlose

Person ausgeschlossen, ihre Rechte, Frei-

heiten und Möglichkeiten wahrzunehmen,

die jedem Menschen zustehen sollten“, sagte

der Moderator des Webinars, Peter Prove,

Direktor der OeRK-Kommission für Inter-

nationale Beziehungen. „Sie sind ,unsicht-

bar‘, doch sie sind unter uns – Mitreisende

auf der Pilgerschaft der Gerechtigkeit und

des Friedens, die es gilt zu erkennen und in

unserer Gemeinschaft sichtbar zu machen.“ 

Das Webinar bot ebenso Gelegenheit, die

Recht auf Wasser:
OeRK jetzt Mitglied im Blue
Communities Project
Vertreter und Vertreterinnen der Kampagne

für ein weltweites Recht auf Wasser haben

den OeRK dazu beglückwünscht, der

Kampagne beigetreten zu sein. So könnten,

nach Aussagen der Mitgründerin des Blue

Planet Project, Maude Barlow, Millionen

von Menschen erreicht werden, die für das

Recht aller Menschen auf sauberes Wasser

und ein geregeltes Abwassersystem eintreten

könnten. „Ökologische Gerechtigkeit“, so

Pfr. Dr. Martin Junge, Generalsekretär des

Lutherischen Weltbundes (LWB), gehört zu

unserem Bemühen um Gerechtigkeit.“ Dr.

Rajendra Singh, der auch der „water man of

India“ genannt wird, erklärte in diesem Zu-

sammenhang, dass die Kommerzialisierung

des Wassers im 21. Jahrhundert einen Ka-

tastrophe sei und für sein Land beispielsweise

eine riesige Herausforderung darstelle. Auch

jordanische, palästinensische und israelische

Aktivisten von EcoPeace/Friends of Earth

Middle East betonten, dass Wasser und der

Zugang zu ihm auch eine Frage des Friedens

sei. Karin Lexen, Direktorin des World Water

Week for the Stockholm International Water

Institute, erklärte: „Zugang zu sicherem und

stetigem Wasser ist von zentraler Bedeutung

für die menschliche Gesundheit und Würde“

und ergänzte, das 90 Prozent der Katastro-

phen auf der Welt im Zusammenhang mit

Wasser stünden.

Neuer Generalsekretär der 
Vereinten Nationen:
Gratulation vom Weltkirchenrat
Der OeRK gratulierte dem ehemaligen Pre-

mierministers Portugals, António Guterres,

zu seiner Ernennung als neunter General-

sekretär der Vereinten Nationen. In einem

Brief an Guterres lobte ihn OeRK-Gene-

ralsekretär Olav Fykse Tveit: „Ich bewunde-

re Ihren Mut, Ihre Klarheit und Ihre ehrliche

Anteilnahme mit den leidenden Menschen

auf unser Welt.“ Tveit fügte an, dass die Art

und Weise, wie Guterres sein früheres Man-

dat als Flüchtlingskommissar der Vereinten

Nationenausübte, eine Inspiration wie Mo-

tivation für viele in der internationalen Ge-

meinschaft gewesen ist. „Trotz des so noch

nie dagewesenen Drucks sowohl auf die

Prinzipien internationalen Menschen- und

Flüchtlingsrechts und ihrer Politiken als auch

auf die Möglichkeiten der Vereinten Natio-

nen, auf die Auswirkungen der erzwungenen

Migrationskrise zu reagieren, haben Sie

standfeste, energische und effektive Füh-

rungskraft im Hochkommissariat für Flücht-

linge bewiesen.“

Geschichte einer jungen staatenlosen Frau,

Maha Mamo, Managerin für Internationale

Beziehungen im Agro Betel Live Exportaus

Brasilien, zu hören. „Ich bin eine staatenlose

Person, die nie existiert hat! Ich existiere nur

in den Augen derer, die mich lieben und die

an mich glauben. Ich existiere nur in meinem

Kampf, und für die, die die #IBelong-

Kampagne der UNO-Flüchtlingshilfe unter-

zeichnet haben. Doch schon bald werde ich

in den Akten eines der 196 Länder dieser

Welt existieren“, sagte Mamo. 

Der OeRK hat eine lange Tradition, für die

Menschenrechte der Verwundbarsten, Ver-

gessenen und Marginalisierten in unseren

Gesellschaften einzustehen. Die Programm-

leiterin für Internationale Beziehungen des

OeRK, Semegnish Asfaw, betonte: „In unse-

rer Lobbyarbeit ist es wichtig, wo möglich,

Gelegenheiten für staatenlose Personen zu

schaffen, ihre Geschichten, Kämpfe und

Hoffnungen persönlich zu teilen – und nicht

nur an ihrer statt zu sprechen.“ 

Während des Webinars zeigte die Rechts-

beraterin der Sektion für Staatenlosigkeit,

Radha Govil, zudem auf, dass der wichtigste

Faktor zur Beendigung der Staatenlosigkeit

der politische Wille ist. Dazu ist die Zusam-

menarbeit der internationalen Gemeinschaft

erforderlich.

Weltsozialgipfel:
Recht auf Land und auf
Entwicklung
Landrechte, gerechte Entwicklungschancen

und eine dem Leben dienende Wissenschaft

– das waren Themen, die von der Gruppe

von Nichtregierungsorganisationen, die ihr

Engagement religiös begründen, auf dem

Weltsozialgipfel in Montreal im Spätsommer

2016 thematisiert wurden. Neben einer

Reihe anderer Vertreterinnen und Vertreter

sprachen etwa Bischof Mark MacDonald

vom Weltkirchenrat, wo er die anglikanische

Kirche Kanadas vertritt. Er wies auf die fun-

damentalen Unterschiede im Verständnis von

Land etwa zwischen einem traditionellen

westlichen Verständnis und dem der Urein-

wohner seiner Heimat hin: treuhänderische

Verwaltung versus Eigentum und Bestim-

mung! Nora Carmi, früher Projektkoordina-

torin von Kairos Palästina, wies in ihrem Bei-

trag darauf hin, das im Falle von Israel-Paläs-

tina, die israelische Besatzung nicht allein

den Palästinenser(innen) das Land genom-

men habe, sondern auch noch negative Ein-

flüsse auf die Wasservorkommen und den

Boden habe. Dr. Rogate Mshana, Direktor

des Ecolife Center in Tansania, sprach über

Landraub: „Land wird immer mehr zum Ge-

genstand einer wachstumsbesessenen Hal-

tung, einer am Profit orientierten Produk-

tion, Verbrauch und Verteilung, sowohl in

Afrika, wie in vielen anderen Teilen der Welt.

Die Ziele der nachhaltigen Entwicklung

schweigen zu diesem Problem allerdings.
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„Gottes Ökonomie des Lebens“ im Gegen-
satz zu einer die Gier rechtfertigenden
Ökonomie;

� er geht nicht den selbstzerstörerischen Weg
von zunehmendem Reichtum von wenigen
und wachsender Armut von vielen mit.
Vielmehr sieht er ein letztentscheidendes
Kriterium bei den Armen („Gott liebt die
Armen“, Seoul 1990, Grundüberzeugung
II). Sie sollen selbst Subjekte eines grundle-
genden Wandels sein („Mission von den
Rändern her“, Busan 2013);

� er ist weder markt- noch wachstumsgläu-
big;

� er sieht sich nicht gebunden an ein Ent-
wicklungsmodell, das dem heute im Westen
vorherrschenden Lebensstil entspricht;

� er kann alle Eigentumsansprüche relativie-
ren, denn „die Erde gehört Gott“;

� er ist nicht anthropozentrisch verengt, es
geht ihm vielmehr um Recht und Würde
der ganzen Schöpfung („Gott liebt die
Schöpfung.)

Gemeinsame Wege

Es gibt viele konkrete Übereinstimmungen.

Die ökumenische Bewegung kann den The-

menkatalog der nachhaltigen Entwicklungs-

ziele weiter entwickeln.

Herangezogen werden in diesem Vergleich

die gemeinsamen Aussagen der großen öku-

menischen Versammlungen bis hin zu den

Ergebnissen der Vollversammlung des OeRK

in Busan 2013.

Die Enzyklika „Laudato Si“ von Papst

Franziskus hat diese Ergebnisse mit starken

Worten bekräftigt. Sie verlangt ebenso einen

ganzheitlichen Zugang zur Abschaffung der

Armut (Laudato Si, Ziff. 139) und die Besei-

tigung ihrer strukturellen Ursachen („Diese

Wirtschaft tötet“).

Die Grundüberzeugungen der Oekumeni-

schen Weltversammlung 1990 in Seoul be-

ginnen mit der Aussage: „Alle Ausübung von

Macht muss vor Gott verantwortet werden.

Die Welt gehört Gott.“ (Grundüberzeugung

I) Die Agenda 2030 der UNO blendet die

Machtfragen aus.

Die Grundüberzeugung II der Oekume-

nischen Weltversammlung bekräftigt, „dass

Gott auf der Seite der Armen steht“ und ist

der Überwindung der Armut gewidmet. Ar-

mut ist sehr oft das Ergebnis einer Politik,

„die zu einer ständig wachsenden Anhäufung

von Reichtum und Macht führt. Die Exis-

tenz der Armut ist ein Skandal und ein Ver-

brechen.“ Sie entspricht nicht dem Willen

Gottes. Die Agenda 2030 fordert ebenfalls:

„Armut in allen ihren Formen und überall

beenden“.

Die Ziele nachhaltiger Entwicklung (Sustain-

able Development Goals, SDGs) stellt der

Oekumenische Informationsdienst mit einer

Themenreihe vor, in dieser Ausgabe sind es

die Ziele 1 (Armut beenden), 2 (Ernährung
sichern), 8 (Nachhaltiges Wirtschaftswachs-
tum), und 12 (Nachhaltige Konsum- und
Produktionsweise).

Die SDGs wurden in der sog. Agenda

2030 von den Vereinten Nationen 2015

beschlossen. Sie ersetzen die vorausgegange-

nen acht „Millennium Development Goals“

der UNO. Anders als jene richten sie ihren

Blick nicht nur auf die armen Länder im glo-

balen Süden, sondern beziehen nun die früh

industrialisierten Länder des Nordens mit

ein. Insofern lässt sich von der Ausformu-

lierung einer gemeinsam angestrebten Welt-

innenpolitik angesichts von Klimawandel und

bedrohlicher Armut sprechen.

Bei der Formulierung der SDGs wurden

Nichtregierungsorganisationen in größerem

Umfang als zuvor einbezogen. Das führte zu

Fortschritten. Dazu gesellten sich allerdings

transnationale Unternehmungen, die ihr

Handeln an einer kurzfristigen Markt- und

Profitlogik ausrichten.

Die 17 Ziele sind in 169 Unterziele aufge-

fächert. Um Umsetzungen messbar und ver-

gleichbar zu machen, werden sie begleitet

von Indikatoren.

In Deutschland versucht die Nachhaltig-

keitsstrategie der Bundesregierung die Ziele

auf nationaler Ebene aufzugreifen.

Die Ziele nachhaltiger Entwicklung müs-

sen an christlicher Weltverantwortung ge-

messen werden. Sie wird seit vielen Jahrzehn-

ten ausformuliert auf globaler Ebene durch

die Verpflichtung von Christen und Kirchen

auf Gerechtigkeit, Frieden und Schöpfungs-

integrität als einigendes christliches Zeugnis,

den so genannten Konziliaren Prozess.

Einige allgemeine Unterschiede

Die Ziele im Konziliaren Prozess unterschei-
den sich von den SDGs bei allen vorhandenen
Übereinstimmungen in mehrerer Hinsicht:
�Der Konziliare Prozess findet seinen

Grund in der Missio Dei, es geht ihm um
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Ziel 1: 

Armut in allen ihren Formen 
und überall beenden

Unterziele:
1.1 Bis 2030 die extreme Armut – gegen-

wärtig definiert als der Anteil der Men-
schen, die mit weniger als 1,25 Dollar
pro Tag auskommen müssen – für alle
Menschen überall auf der Welt beseitigen
(der Betrag wurde seitens der Weltbank
mittlerweile von 1,25 auf 1,9 US-$
angehoben; d. Red.)

1.2 Bis 2030 den Anteil der Männer, Frau-
en und Kinder jeden Alters, die in Ar-
mut in all ihren Dimensionen nach der
jeweiligen nationalen Definition leben,
mindestens um die Hälfte senken

1.3 Den nationalen Gegebenheiten entspre-
chende Sozialschutzsysteme und -maß-
nahmen für alle umsetzen, einschließlich
eines Basisschutzes, und bis 2030 eine
breite Versorgung der Armen und
Schwachen erreichen

1.4 Bis 2030 sicherstellen, dass alle Männer
und Frauen, insbesondere die Armen
und Schwachen, die gleichen Rechte auf
wirtschaftliche Ressourcen sowie Zugang
zu grundlegenden Diensten, Grund-
eigentum und Verfügungsgewalt über
Grund und Boden und sonstigen Ver-
mögensformen, Erbschaften, natürlichen
Ressourcen, geeigneten neuen Technolo-
gien und Finanzdienstleistungen ein-
schließlich Mikrofinanzierung haben

1.5 Bis 2030 die Widerstandsfähigkeit der
Armen und der Menschen in prekären
Situationen erhöhen ...

In der 2030-Agenda wird die Bekämpfung

der Armut als oberstes Ziel genannt. Hier

besteht Übereinstimmung mit dem konzilia-

ren Prozess. „Die Beseitigung der Armut in

allen ihren Formen und Dimensionen, ein-

schließlich der extremen Armut“ wird zu

Beginn der Agenda 2030 als „die größte glo-

bale Herausforderung und eine unabding-

bare Voraussetzung für eine nachhaltige

Entwicklung“ bezeichnet. In der „Agenda

2030“ wird gegenüber früheren Ansätzen ein

umfangreicheres Verständnis von Armut ent-

faltet. Außer Einkommensarmut umfasst es

auch die fehlenden Grundlagen für ein men-

schenwürdiges Leben.

Es wird nicht nur die Armut in den Län-

dern des Südens angesprochen, sondern

Armut in all ihren Dimensionen nach der je-

weiligen nationalen Definition, auch auf die

hochindustrialisierten Länder bezogen.

Die systemischen Grundlagen der ange-

sprochenen Probleme werden in den SDGs

ausgeblendet.
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So besitzt nach einer Studie von Oxfam

das reichste ein Prozent der Weltbevölkerung

mit 110 Billionen $ etwa 65 mal so viel wie

die ärmere Hälfte der Weltbevölkerung (Ox-

fam 2014). Die Zunahme der Konzentration

des Reichtums erweist sich zudem als ein

sich fortsetzender Prozess: die wenigen

Reichen werden immer reicher, die vielen

Armen immer ärmer.

Definitionen von Armut

Als Schwellenwert für Armut hatte die

Weltbank früher 1,25 $ pro Tag und Person

angesetzt. In die SDGs wurde dieser Wert

übernommen. Wenige Tage später setzte sie

diesen Wert auf 1,90 $ hoch. Dieser minima-

le Grenzwert für die extreme Armut basiert

auf dem Durchschnitt der Armutsgrenzen

von 15 der ärmsten Länder der Welt. Diese

Armutsgrenze kennzeichnet die Schwelle

zum bloßen Überleben.

Die Weltbank selbst nahm bei anderer

Gelegenheit für Lateinamerika sechs Dollar

pro Tag an. Für eine Lebenserwartung von

etwa 70 Jahren haben Wissenschaftler der

Newcastle University in Großbritannien die

Grenze der absoluten Armut bei 7,4 $ pro

Tag errechnet. Soll eine menschenwürdige

Existenz gewährleistet und ein Rückfall in

absolute Armut ausgeschlossen werden, ist

eine Grenze bei 30 $ angemessen. 

Die niedrigen Ansätze der Weltbank lassen

das Problem der Armut als lösbar erscheinen

im Rahmen der bestehenden Wirtschafts-

weise.

Armut bedeutet jedoch noch mehr als Ein-

kommensarmut, nämlich Entbehrung

grundlegender Lebenschancen. 

Beim Weltsozialgipfel wurde 1995 in

Kopenhagen festgestellt, Armut habe „viel-

fältige Erscheinungsformen. Zu ihnen gehö-

ren das

� Fehlen von ausreichenden Einkommen
(...);

�Hunger und Mangelernährung;
� ein schlechter Gesundheitszustand;
� begrenzter oder fehlender Zugang zu

Bildung (...);
� erhöhte Morbidität und Mortalität auf-

grund von Krankheiten;
�Obdachlosigkeit und menschenunwürdige

Unterkünfte;
� eine unsichere Umwelt sowie soziale Dis-

kriminierung und Ausgrenzung.
� Ein weiteres Merkmal ist mangelnde Be-

teiligung an den Entscheidungsprozessen
(...)“ (UNO, A/CONF. 166/9 vom 19.
April 1995, Aktionsprogramm, Ziff. 19).

Das SDG 1 bietet in der Agenda 2030 keine

Analyse der systemischen Ursachen von Ar-

mut. Auch die verantwortlichen historischen

Prozesse bleiben außerhalb des Blickfelds.

Armut hat jedoch historische und wirt-

schaftliche Ursachen. Dazu zählt für die

„unterentwickelten“ Länder die Kolonialge-

schichte. Afrika verlor einen wichtigen Teil

seiner produktiven Bevölkerung durch deren

Ziel 2: 

Ernährung 
sichern

Den Hunger beenden, Ernährungs-
sicherheit und eine bessere Ernährung
erreichen und eine nachhaltige
Landwirtschaft fördern

Unterziele:
2.1 Bis 2030 den Hunger beenden und

sicherstellen, dass alle Menschen, insbeson-

dere die Armen und Menschen in prekären

Situationen, einschließlich Kleinkindern,

ganzjährig Zugang zu sicheren, nährstof-

freichen und ausreichenden Nahrungs-

mitteln haben

2.2 Bis 2030 alle Formen der Mangel-

ernährung beenden ...

2.3 Bis 2030 die landwirtschaftliche Pro-

duktivität und die Einkommen von kleinen

Nahrungsmittelproduzenten ... verdop-

peln, unter anderem durch den sicheren

und gleichberechtigten Zugang zu Grund

und Boden ... 

2.4 Bis 2030 die Nachhaltigkeit der

Systeme der Nahrungsmittelproduktion

sicherstellen und resiliente landwirtschaftli-

che Methoden anwenden ... 

2.5 Bis 2020 die genetische Vielfalt von

Saatgut, Kulturpflanzen sowie Nutz- und

Haustieren und ihren wildlebenden Artver-

wandten bewahren, unter anderem durch

gut verwaltete und diversifizierte Saatgut-

und Pflanzenbanken auf nationaler, regio-

naler und internationaler Ebene ... 

SDG 2 zielt auf Ernährungssicherheit für alle

Menschen. 

Laut FAO waren 2015 mit 795 Millionen

etwa 13 Prozent aller Menschen mangeler-

nährt. Schwerpunktregionen sind das südlich

der Sahara gelegene Afrika und Südasien.

Zur Erreichung von SDG 2 sollen sich

unter anderem die landwirtschaftliche Pro-

duktivität sowie die Einkommen der kleinen

Nahrungsmittelproduzenten verdoppeln.

„Brot für die Welt“ nennt die Zahl von

zwei Milliarden Menschen, die an „stillem

Hunger“ leiden.

Die FAO geht davon aus, dass global gese-

hen genügend Nahrungsmittel für alle Men-

schen vorhanden wären. Ein zentrales Pro-

blem liegt in der Verteilung von Nahrungs-

mitteln und ihrer Verschwendung. Die FAO

nimmt an, dass weltweit ungefähr 30 Pro-

zent aller Ernte- und Fischereierträge verlo-

ren gehen. In Deutschland wird laut WWF

fast ein Drittel des hiesigen Nahrungsmittel-

verbrauchs als Abfall entsorgt.

Konsumstil und Landverbrauch

Dazu tritt der Landverbrauch für den Anbau

von Nahrungsmitteln. In Deutschland werden

für die Nahrungsmittelproduktion etwa 20

Versklavung. Lateinamerika wurde unterwor-

fen, die Ureinwohner durch Versklavung und

eingeschleppte Seuchen um über 80 Prozent

dezimiert, der Reichtum dieser Länder wur-

de geraubt und nach Europa transportiert.

Immer wieder erheben Länder des Südens

Reparationsforderungen.

In der Agenda 2030 fehlen Analysen der

Akkumulation von Reichtum und ihren

Folgen sowie der spirituelle Hintergrund der

Enthemmung von Gier.

Vergleich der Perspektiven

Der Konziliare Prozess stellt „Gerechtigkeit“

und die vorrangige Option für die Armen an

den Anfang. Die Grundüberzeugung II der

Oekumenischen Weltversammlung in Seoul

1990 lautet: „Wir bekräftigen, dass Gott auf

der Seite der Armen steht.“ Dort heißt es

weiter: „Armut ist kein Zufall. Sie ist sehr oft

das Ergebnis einer bewusst darauf gerichte-

ten Politik, Reichtum und Macht zu vergrö-

ßern.“ Sie benennt als ihre Glaubens-

grundlage: „Jesus ist gekommen, damit wir

„das Leben in seiner ganzen Fülle“ (Johan-

nes 10,10) haben.“

Dabei werden in der ökumenischen Bewe-

gung die Reichtumskonzentration, die Ver-

schuldung und die Überschreitung ökologi-

sche Grenzen durch den Lebensstil einer

Minderheit auf diesem Planeten thematisiert.

Für die dominante Kultur der Habgier wer-

den Grenzen und Indikatoren vorgeschlagen

(„The Greed Line“, OeRK, Genf 2014).

In der ökumenischen Bewegung geht es

um eine andere, lebensdienliche Wirtschafts-

weise.

Sie plädiert in den Ober- und Mittel-

standsgesellschaften beim Lebens- und Kon-

sumstil für eine Ethik des Genug.

Sie orientiert sich an den Armen und an

den anderen Rand Gedrängten. Die Armen

und Ausgeschlossenen dürfen beim notwen-

digen Wandel nicht Objekte, sondern sie

müssen Subjekte sein.

Sie will anthropozentrische Sichtweise

überwinden („Gemeinsam für das Leben:

Mission und Evangelisation in sich wandeln-

den Kontexten. OeRK, Busan 2013, Ziff. 6,

11,36 ff.). Gottes Mission schließt alles Le-

ben ein.

Sie tritt ein für eine „Ökonomie des Le-

bens“ (OeRK, Bogor/Genf 20.07.2012)

und entwickelt dazu konkrete Vorschläge

(vgl. Sao Paulo-Erklärung, 5. Oktober

2012).

Diese Perspektiven kann die ökumenische

Bewegung bei SDG 1 einbringen.
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Mio. Hektar in Anspruch genommen. Davon

werden im eigenen Land 14 Mio. Hektar

belegt. Die übrigen werden im Ausland etwa

für den Anbau von Futtermitteln für die

Fleischproduktion beansprucht („Unsere Kühe

weiden am La Plata“). Diese Flächen stehen

für die Nahrungsmittelherstellung der dortigen

Bevölkerung nicht mehr zur Verfügung.

In der ökumenischen Bewegung wird

zusätzlich das Problem des „Landgrabbing“

thematisiert.

Das SDG 2.5 spricht neben der Landfrage

auch die Verfügbarkeit von Saatgut und den

Einsatz von Pestiziden an. Hier wird die

Marktmacht von Chemie- und Agrarkonzer-

nen ins Visier genommen. Die zehn größten

Saatgutunternehmen kontrollieren heute

einen Marktanteil von 75 Prozent an kom-

merziell gehandeltem Saatgut.

Die SDGs hindern private Unternehmen

nicht eindeutig, sich Saatgut und genetische

Vielfalt anzueignen.

Der Konziliare Prozess stellt wiederum

den Weg zur Abschaffung von Hunger in

einen größeren Zusammenhang. Er geht auf

die enge Vernetztheit mit gerechter nachhal-

tiger Lebensmittelerzeugung und die Situa-

tion kleiner Landwirte beim Zugang zu

Land, Wasser und Saatgut ein und verweist

auf die spirituelle Dimension, die in der

Vaterunserbitte ums tägliche Brot oder im

Brotbrechen beim Abendmahl deutlich wird. 

Das bis 2017 betriebene ökumenische Pro-

gramm „Food for Life“ (2014–2017) stellt

fest, dass nicht nur bis zu einer Milliarde

Menschen an der Hungergrenze existiert son-

dern fast ebensoviele Menschen mit Proble-

men wegen Übergewicht zu schaffen haben.

Die Frage von Hunger und von Gerechtig-

keit wurde bereits zu Beginn des Konziliaren

Prozesses 1983 als erstrangig erachtet.

Dauerhaftes, breitenwirksames
und nachhaltiges Wirtschafts-
wachstum, produktive Voll-
beschäftigung und menschen-
würdige Arbeit für alle fördern
Unterziele:
8.1 Ein Pro-Kopf-Wirtschaftswachstum

entsprechend den nationalen Gegebenhei-

ten und insbesondere ein jährliches Wachs-

tum des Bruttoinlandsprodukts von minde-

stens 7 Prozent in den am wenigsten ent-

wickelten Ländern aufrechterhalten

8.2 Eine höhere wirtschaftliche Produkti-

vität durch Diversifizierung, technologische

Modernisierung und Innovation erreichen ... 

8.3 Entwicklungsorientierte Politiken för-

dern, die produktive Tätigkeiten, die Schaf-

fung menschenwürdiger Arbeitsplätze, Un-

ternehmertum, Kreativität und Innovation

unterstützen ... 

8.4 Bis 2030 die weltweite Ressourceneffi-

zienz in Konsum und Produktion Schritt

für Schritt verbessern und die Entkopplung

von Wirtschaftswachstum und Umweltzer-

störung anstreben, im Einklang mit dem

Zehnjahres-Programmrahmen für nachhal-

tige Konsum- und Produktionsmuster,

wobei die entwickelten Länder die Führung

übernehmen

8.5 Bis 2030 produktive Vollbeschäftigung

und menschenwürdige Arbeit ... erreichen

8.6 Bis 2020 den Anteil junger Menschen,

die ohne Beschäftigung sind ... , erheblich

verringern

8.7 Sofortige und wirksame Maßnahmen

ergreifen, um Zwangsarbeit abzuschaffen,

... und das Verbot und die Beseitigung der

schlimmsten Formen der Kinderarbeit, ein-

schließlich der Einziehung und des Ein-

satzes von Kindersoldaten, sicherstellen ... 

8.8 Die Arbeitsrechte schützen und sichere

Arbeitsumgebungen ... fördern ...

SDG 8 behandelt Wirtschaftswachstum und

Beschäftigung.

Die ersten Unterziele 8.1 bis 8.4 verlangen

anhaltendes, nachhaltiges und breitenwirksa-

mes Wirtschaftswachstum, vor allem in den

am wenigsten entwickelten Ländern.

Von besonderem Interesse ist die Zielvor-

gabe 8.4 zur Entkoppelung von Wachstum

und Ressourcenverbrauch. Die Zielvorgaben

8.5 bis 8.10 enthalten Anforderungen an die

Gestaltung menschenwürdiger und produkti-

ver Beschäftigung.

Ziel 8 steht in einem Spannungsverhältnis zu

den ökologischen Zielen zur Begrenzung des

Klimawandels und zum Erhalt der Ökosysteme.

Eine der Hauptaufgaben bei der Umset-

zung der 2030-Agenda wird es sein, v.a. den

Ländern des globalen Südens ökologisch ver-

trägliches Wirtschaftswachstum und mehr

Beschäftigung zu ermöglichen.

Gegenwärtig entfallen 80 Prozent der ver-

brauchten Ressourcen auf 20 Prozent der

Weltbevölkerung, deren globale Ober- und

Mittelschichten. 

Abzusehen ist, dass jedenfalls die frühin-

dustrialisierten Länder ihren Ressourcen-

verbrauch auf einen Bruchteil herunterfahren

müssen. Nur so können später industrialisier-

te Länder Entwicklungschancen erhalten. 

Dazu gilt es, ein attraktives Modell für

einen ressourcenschonenden Lebensstil zu

entwickeln, ein Punkt, an dem sich Kirchen

und Gemeinden einbringen können. Es wird

auf entsprechende öffentliche Wertschätzung

und verringerte Arbeitszeit aufbauen.

Rolle der Privatwirtschaft

Der Sektor der Privatwirtschaft wird über

das ausgreifende Konzept der Public-Private

Partnership eingeladen, seine Möglichkeiten

– ohne weitere Regeln – zu Gunsten der Lö-

sung der Herausforderungen im Bereich der

nachhaltigen Entwicklung einzusetzen. Aller-

dings sind sie der Logik kurzfristiger Profit-

interessen unterworfen.

Im Konziliaren Prozess wird die Frage

nach Wachstum sehr differenziert behandelt.

Ein generelles Wachstumsziel steht im Wi-

derspruch zu den Grundsätzen ökologischer

Nachhaltigkeit und Schöpfungsgerechtigkeit.

Ziel 12:

Nachhaltige Konsum- und
Produktionsmuster sicherstellen

Unterziele:
12.1 Den Zehnjahres-Programmrahmen

für nachhaltige Konsum- und Produktions-

muster umsetzen, ... unter Berücksichti-

gung des Entwicklungsstands und der Ka-

pazitäten der Entwicklungsländer

12.2 Bis 2030 die nachhaltige Bewirt-

schaftung und effiziente Nutzung der na-

türlichen Ressourcen erreichen

12.3 Bis 2030 die weltweite Nahrungs-

mittelverschwendung pro Kopf auf Einzel-

handels- und Verbraucherebene halbieren

und die entlang der Produktions- und

Lieferkette entstehenden Nahrungsmittel-

verluste einschließlich Nachernteverlusten

verringern

12.4 Bis 2020 einen umweltverträglichen

Umgang mit Chemikalien und allen Ab-

fällen während ihres gesamten Lebens-

zyklus ... erreichen und ihre Freisetzung in

Luft, Wasser und Boden erheblich verrin-

gern, um ihre nachteiligen Auswirkungen

auf die menschliche Gesundheit und die

Umwelt auf ein Mindestmaß zu beschrän-

ken

12.5 Bis 2030 das Abfallaufkommen durch

Vermeidung, Verminderung, Wiederver-

wertung und Wiederverwendung deutlich

verringern

12.6 Die Unternehmen, ... ermutigen,

nachhaltige Verfahren einzuführen ... 

12.7 In der öffentlichen Beschaffung nach-

haltige Verfahren fördern ... 

12.8 Bis 2030 sicherstellen, dass die Men-

schen überall über einschlägige Informa-

tionen und das Bewusstsein für nachhaltige

Entwicklung und eine Lebensweise in

Harmonie mit der Natur verfügen ...

12.c Die ineffiziente Subventionierung fos-

siler Brennstoffe ... rationalisieren, ... und

die allmähliche Abschaffung dieser schäd-

lichen Subventionen ... , wobei die beson-

deren Bedürfnisse und Gegebenheiten der

Entwicklungsländer in vollem Umfang

berücksichtigt und die möglichen nachteili-

gen Auswirkungen auf ihre Entwicklung in

einer die Armen und die betroffenen Ge-

meinwesen schützenden Weise so gering

wie möglich gehalten werden
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analysieren: Die Stabilität des derzeitig glo-

bal vorherrschenden ökonomischen Modells

ist erkennbar durch vier Trends herausgefor-

dert: Erstens durch die Überbeanspruchung

der ökologischen Tragfähigkeit des Planeten,

zweitens durch die stetige Abnahme des für

das Weiterfunktionieren des ökonomischen

Systems benötigten Wachstums v.a. in den

frühindustrialisierten Ländern, drittens

durch die stetige Zunahme allgemeiner

Verschuldung, viertens durch die zunehmen-

de Ungleichheit bei Einkommen und Besitz.

Diese Trends verstärken sich gegenseitig und

lassen einen Kollaps des ökonomischen

Systems wahrscheinlich werden. 

Kirchen können in der Öffentlichkeit und

gegenüber der Politik angesichts der

Systemkrisen dem gegenwärtig vorherrschen-

den Wirtschaftssystem neoliberaler Prägung

etwas ganz anderes entgegensetzen. Es darf

nicht alles zur Ware gemacht, nicht alles in

Wert gesetzt werden. Ihre Chance ist es, auf

Umverteilung in Richtung größerer Gleich-

heit zu drängen. Die Missionserklärung 2013

formuliert in theologischer Sprache „die mis-

sionarische Spiritualität treibt uns an, Gottes

Ökonomie des Lebens und nicht dem

Mammon zu dienen, unser Leben mit ande-

ren am Tisch Gottes zu teilen, statt unsere

persönliche Gier zu befriedigen, uns für den

Wandel zu einer besseren Welt einzusetzen

und das eigene Interesse der Mächtigen, die

den Status quo aufrecht erhalten wollen, zu

hinterfragen“. (Gemeinsam für das Leben,

Busan 2013, 30)

Während die Agenda 2030 von einem

engen anthropozentrischen Weltbild und sei-

nem Nützlichkeitsdenken ausgeht („Wir sind

entschlossen, den Planeten vor Schädigung

zu schützen ... damit die Erde die Bedürf-

nisse der heutigen und der kommenden Ge-

nerationen decken kann“ – UNO A/70/L.1,

Präambel), kommt im ökumenischen Den-

ken der Erde eine eigene Würde zu (Mis-

sionserklärung von Busan: „Wir sind aufge-

rufen (...) unsere anthropozentrisch vereng-

ten Sichtweisen zu überwinden. Gottes

Mission schließt alles Leben ein“, denn „die

Menschheit ist nicht Herr über die Erde,

sondern trägt Verantwortung für die Be-

wahrung der Schöpfung. Übermäßige Gier

und grenzenloser Konsum, die zur fort-

schreitenden Zerstörung der Natur führen,

müssen ein Ende haben. Gottes Liebe ver-

kündet die Erlösung der Menschheit nicht

getrennt von der Erneuerung der ganzen

Schöpfung“. („Gemeinsam für das Leben.

Mission und Evangelisation in sich wandeln-

den Kontexten“, Genf 2013, Ziff.105). Die

Erde soll ein Haus des Lebens für alle Krea-

tur sein.

Die gesamte Agenda 2030 mit allen Zielen nachhaltiger 

Entwicklung findet sich als UNO-Dokument A/70/L.1

im Internet auf der Seite der Vereinten Nationen unter

http://www.un.org/depts/german/gv-70/a70-l1.pdf .

SDG 12 zielt auf die notwendige Verände-

rung unserer Lebensstile und unserer Wirt-

schaftsweise. Nachhaltiger Konsum und

nachhaltige Produktion verlangen, heute so

zu konsumieren und zu produzieren, dass

die Befriedigung der berechtigten Bedürf-

nisse der derzeitigen und der zukünftigen

Generationen unter Beachtung der Belast-

barkeitsgrenzen der Erde und der universel-

len Menschenrechte nicht gefährdet wird.

Ob aber eine Entkoppelung von Wachstum

und Wohlstand von der Inanspruchnahme

natürlicher Ressourcen möglich ist, steht in

Frage.

Konsum und Produktionsmuster

SDG-Unterziel 12.1 knüpft an den auf der

Rio +20 Konferenz im Juni 2012 beschlosse-

nen Zehnjahres-Programmrahmen für nach-

haltige Konsum- und Produktionsmuster an.

Dort wurde im Übrigen auch die Entwick-

lung von Indikatoren „beyond GDP“ durch

die UN-Statistikkommission beschlossen.

Der Indikator Bruttosozialprodukt soll

durch alternative Messinstrumente ergänzt

werden.

Globale Verantwortung

Den Industrieländern kommt eine wichtige

Rolle für die weltweite Entwicklung nachhal-

tiger Konsum- und Produktionsmuster und

für die Steigerung der Ressourceneffizienz

zu. Sie beeinflussen durch die enge Einbin-

dung ihrer Wirtschaft in globale Wertschöp-

fungs- und Lieferketten maßgeblich die Pro-

duktionsmethoden in Industrie-, Schwellen-

und Entwicklungsländern. Auch orientieren

sich die Mittelschichten, die sich in Schwel-

len- und Entwicklungsländern etablieren,

häufig am Konsumverhalten in den Industrie-

ländern, so dass letzteren eine Vorbild-

funktion für nachhaltigen Konsum zukommt.

Zentrale Herausforderungen

„Unser Konsumverhalten berücksichtigt bis-

lang nur unzureichend die planetarischen

Grenzen. Nachhaltige Produktion fokussiert

in der gesamten Wertschöpfungskette vor

allem auf einen effizienteren Einsatz natür-

licher Ressourcen. Sie legt Wert darauf, die

Natur intakt zu erhalten sowie Menschen-

rechte und Sozialstandards zu achten und

Handel fair zu gestalten. Nachhaltige Pro-

dukte sollen möglichst langlebig gestaltet,

ressourceneffizient und nach ihrer Nutzung

so weit wie möglich wiederverwertbar sein.“

(Nachhaltigkeitsbericht der Bundesregie-

rung, Entwurf, Berlin, 30. Mai 2016, S. 167)

„Derzeit verbrauchen 20 Prozent der Welt-

bevölkerung 80 Prozent der weltweit verfüg-

baren Rohstoffe. 

Mögliche Indikatoren:

Ökologischer Fußabdruck
Der ökologische Fußabdruck misst die Inan-

spruchnahme des globalen Umweltraums

durch die Größe des Land- und Wasserge-

biets, das ein Mensch bzw. die Bevölkerung

eines Landes oder Gebietes benötigt, um –

bei Nutzung der vorherrschenden Techno-

logie – die verbrauchten Ressourcen zu rege-

nerieren und die CO2-Emissionen zu absor-

bieren. Der Verbrauch wird in globalen Hek-

tar pro Person dargestellt.

2015 benötigte die Erde 18 Monate, um

das zu erneuern, was „die Menschheit“, das

meint v.a. die globalen Ober- und Mittel-

schichten, in einem Jahr verbrauchte.

In Deutschland erzeugt jeder Bewohner

durchschnittlich einen ökologischen Fußab-

druck von 4,4 globalen Hektar, die Biokapa-

zität der Bundesrepublikliegt bei 2,1 globa-

len Hektar pro Kopf.

Recycling
Ein wichtiger Ansatz zur Begrenzung des

Ressourcenverbrauchs ist die Wiederverwen-

dung von Materialien und die Herstellung

von Stoffkreisläufen.

In Deutschland liegt die Recyclingquote

für Siedlungsabfälle bei ca. 47 Prozent. 

Subventionen für fossile Energieträger
Der konkrete Umsetzungsvorschlag in SDG

12.c zur Rationalisierung ineffizienter Sub-

ventionen für fossile Energieträger formuliert

richtigerweise, dass der Abbau von Subven-

tionen so ausgestaltet werden muss, dass ar-

me Bevölkerungsteile nicht benachteiligt

werden.

Direkte und indirekte Subventionen für

Erdöl, Kohle, und Gas erreichen laut einer

Studie des IWF von 2015 hierzulande insge-

samt eine Höhe von 683,85 US-Dollar pro

Kopf und Jahr.

Möglichkeiten von Kirchen

Gegen die strukturelle Rechtfertigung von

Gier können Kirchen in den gesellschaftli-

chen Wohlstandsschichten eintreten für eine

Postwachstumsgesellschaft in frühindustriali-

sierten Ländern mit Überkonsumtion, für

einen Lebensstil des „Genug“. Sie können

entsprechende Wertschätzung öffentlich

machen. 

Beispiele und Ansätze gibt es, etwa das

Projekt „Nachhaltig predigen“. Dazu treten

Möglichkeiten in den Bildungsbereichen

Schule, Jugend und Erwachsene. Kirchenge-

meinden und kirchliche Hilfswerke, Caritas

und Diakonie, können zur Schaffung ver-

netzter Rahmenbedingungen beitragen für

solidarische Wirtschaftsformen. Das reicht

von Repair-Shops über Recycling. – Ansätze

gibt es ja bei Kleidern, Schuhen und

Möbeln-, Regionalwährungen, z.B. die

Bodelschwingschen Einrichtungen in Bethel,

bis zu Fairem Handel, der schon einen fest-

en Platz in vielen Gemeinden einnimmt, und

nachhaltiger Geldanlage, hier wäre u. a.

Oikocredit zu nennen.

Vor allem haben sie die Freiheit, offen die

gegenwärtigen ökonomischen Zustände zu
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. Bayern

Klimagerechtigkeit – Den Wandel 
gestalten 

Heißt Klimagerechtigkeit nicht nur Eindäm-

mung des CO2-Ausstoßes, sondern vor allem

Leben nach den Vorgaben des Konziliaren

Prozesses für Gerechtigkeit, Frieden und

Bewahrung der Schöpfung? 

Um dieser Frage nachzugehen, lud das

Oekumenische Netz Bayern zusammen mit

einem Bündnis aus Oekumenischem Rat-

schlag, Bluepingu e.V., dem BUND Natur-

schutz in Bayern, der Evangelisch-methodi-

stischen Zionsgemeinde Nürnberg und

Mission Eine Welt am 8. Oktober zum Stu-

dientag „Klimagerechtigkeit – den Wandel

gestalten“ in das Gemeindezentrum der

Zionsgemeinde in Nürnberg ein. 

Vorneweg: Die über 70 Teilnehmenden

waren von der Gastfreundschaft der Ge-

meinde überwältigt, und das vegetarische

Mittagessen mundete auch überzeugten

Fleischessern. Ein erstes Zeichen von „Kli-

magerechtigkeit“!

In seinem einführenden Referat legte Hans

Diefenbacher, Professor an der Universität

Heidelberg und Umweltbeauftragter der

EKD, dar, dass der Klimawandel stattfindet,

aber weithin als von Menschen verursacht

geleugnet wird. Zwar ist es dringend not-

wendig, bis spätestens 2050 den Tempe-

raturanstieg gegenüber dem vorindustriellen

Zeitalter auf 1,5 Prozent zu begrenzen, aber

die Politik kann sich über den rechten Weg

dazu keineswegs einigen: Wer ist für Reduk-

tion der Emissionen von CO2 zuständig?

Errechnet sie sich aus dem Bruttosozial-

produkt, nach Einwohnerzahl, nach dem

verfügbaren Budget, oder muss die industri-

elle Welt einfach aufhören in gewohnter

Weise zu wirtschaften? Wer trägt die Kosten

der Anpassung an Veränderungen oder gar

des ungehinderten Gewährenlassens? 

All dies ist eine Frage der Gerechtigkeit

und erfordert einen neuen, alle Nationen

bindenden Gesellschaftsvertrag. 

Gedanken zu einem grundsätzlichen Um-

denken, nicht nur in Bezug auf den „Klima-

wandel“, fanden sich schon 1944 bei dem

österreichisch-ungarischen Sozialwissen-

schaftler Karl Polanyi. In seiner Abhandlung

„The Great Transformation“ zeigt er auf,

wie fünf Schritte von der wirtschaftsliberalen

Gesellschaft zu einer gerechten Gesellschaft

führen: 1. Die Gesellschaft wird vom

„Markt“ abgekoppelt, 2. Arbeit erfordert

einen Mindestlohn, 3. Boden ist kein

Spekulationsobjekt, 4. mit Geld in jeglicher

Form zu spekulieren, ist verboten, 5. Banken

wird das Vorrecht der Geldwertschöpfung

entzogen. – Diese Ziele werden z.T. in den

Sustainable Development Goals der UN von

2003 (bes. Nr. 8–13) aufgegriffen,  finden

aber nicht die ihnen gebührende Beachtung.

In fünf Arbeitsgruppen entwickelten die

Teilnehmer anschließend Möglichkeiten

eigener Handlungsschritte, wie sie auch

schon den Leitlinien zur Nachhaltigkeit für

das Erzbistum Bamberg „Einfach besser

leben“ dargelegt und 2015 als Handlungs-

möglichkeit vorgeschlagen worden sind. 

Auch „Klimagerechtigkeit“ gehört also

zum Konziliaren Prozess für Gerechtigkeit,

Frieden und Bewahrung der Schöpfung!

GUDRUN SCHNEEWEISS

Kontakt: Oekumenisches Netz Bayern

c/o Pfr. i.R. Harald Willberg, Mühlbachweg 13

90550 Burgthann, Tel.: 09183/95 00 39

. Rheinland

Auf Militärritual verzichten – 
Ein Offener Brief an Bundespräsident
Joachim Gauck

Die „Solidarische Kirche im Rheinland“ bit-

tet den scheidenden Bundespräsidenten

Gauck auf ein Militärritual zu verzichten. In

einem Offenen Brief vom November 2016,

der auch von der Evangelischen Arbeitsge-

meinschaft für Kriegsdienstverweigerer und

Frieden sowie weiteren Organisationen ge-

tragen wird, heißt es: „Sehr geehrter Herr

Bundespräsident! Im kommenden Jahr wer-

den Sie aus Ihrem Amt verabschiedet.

Als Mitglieder von seit vielen Jahren für

den Frieden eintretende Gruppen möchten

wir Sie bitten, bei Ihrer Verabschiedung auf

den „Großen Zapfenstreich“ der Bundes-

wehr zu verzichten.

Der große Zapfenstreich wird immer wie-

der kritisiert als ein Ritual aus vor-demokra-

tischem Geist. Durch das „Helm ab zum

Gebet“, das Abspielen des Tersteegen-

Chorals und „Ruf nach dem Gebet“ wird

eine religiöse Praxis, das Beten, in den Rah-

men von Befehl und Gehorsam eingepasst. 

An so prominenter Stelle darf nicht der

Eindruck entstehen, in Deutschland seien

Religion und Militär untrennbar miteinander

verbunden.

Obwohl unsere Armee eine Parlaments-

armee ist und jeder Einsatz vom Bundestag

beschlossen werden muss, erfüllt dieses Ritu-

al im Zusammenhang mit den sich immer

stärker ausweitenden Militäreinsätzen der

Bundeswehr viele Menschen mit Sorge.

Letztlich knüpft das Ritual an unsere

deutsch-nationale Vergangenheit an, diese

konnte durch eine unkritische Religiosität

gefestigt werden, die dann das NS-Regime

stabilisieren half.“ Das Schreiben erinnert an

den Verzicht Gustav Heinemanns auf den

Großen Zapfenstreich und schließt: „Wir

wünschen uns einen Bundespräsidenten, der

sich in seinem Amt grundsätzlich kritisch

gegenüber unserer militaristisch-reaktionären

Vergangenheit positioniert. Sie können bei

Ihrem Abschied ein demokratisches Signal

setzen, indem Sie wie Gustav Heinemann auf

den großen Zapfenstreich verzichten.“

Kontakt: Solidarische Kirche im Rheinland

c/o Rita Horstmann, Deutz-Mülheimer-Str. 199

51063 Köln, soki.rheinland@arcor.de 

www.solidarischekirche.de

. Württemberg

Reformation – 
Eine Welt und gerechter Friede

Für das Oekumenische Netz in Württem-

berg nahmen die SprecherInnen Sylvia Dieter

und Eberhard Müller am Synodaltag der

württembergischen Evangelischen Landeskir-

che in Heilbronn am 08.07.2016 mit dem

Schwerpunkt „Reformation – Eine Welt und

gerechter Friede“ teil. Die Vorsitzende des

Zentralausschusses des OeRK, Agnes Abu-

om, steckte zunächst in ihrem Referat an-

hand der UN-Nachhaltigkeitsziele („SDGs“)

das Thema ab und benannte extreme Un-

gleichheit und grenzenloses Wachstum als

die großen Herausforderungen bei der Um-

setzung. Sylvia Dieter nahm im Anschluss an

der AG „Ernährungssicherheit“ teil, Eber-

hard Müller an einer der Friedens-AGs.

Oekumenischer Ratschlag 

Zum mittlerweile dritten bundesweiten

Oekumenischen Ratschlag hatte eine Fort-

setzungsgruppe der Oekumenischen Ver-

sammlung Mainz 2014 auf den 09.10.2016

nach Nürnberg eingeladen. Thema waren

auch hier die SDGs. OeNW-GA-Mitglied

Christof Grosse hatte den Ratschlag mit vor-

bereitet und moderierte dort auch eine AG.

Beraten wurde über die Art und Weise, wie

die Oekumenische Bewegung die SDGs in

die Zivilgesellschaft und Kirchen hineintra-

gen und mit der entsprechenden schöp-

fungsverantwortlichen „Tiefe“ erfüllen kann.

Landflucht

Der Arbeitskreis Internationale Landwirt-

schaft (AKIL) veranstaltete am 21. und

22.10.2016 in Hohebuch die Tagung „Land-

flucht, Flucht aus dem Land, Geflüchtete bei

uns auf dem Land“, für die sich vom OeNW

Sylvia Dieter und Eberhard Müller interes-

sierten. Das Thema „Flucht“ hat sich der Ge-

schäftsführende Ausschuss des OeNW Ende

2015 als Arbeitsschwerpunkt vorgenommen.

SYLVIA DIETER,  CHRISTOF GROSSE



Keinen Militärgottesdienst auf dem
Kirchentag 2017 in Berlin

In den letzten Jahren haben regelmäßig bei

Kirchen- wie auch bei Katholikentagen

Gottesdienste stattgefunden, bei denen die

Bundeswehr eine zentrale Rolle spielte. Sie

dienen dazu, die Akzeptanz der Bundeswehr

und militärischer Einsätze zu erhöhen und

die Voraussetzung für die Rekrutierung von

Soldatinnen und Soldaten zu verbessern. 

Friedensorganisationen, unter ihnen das

Oekumenische Netz in Württemberg, ver-

langen eine kritische Auseinandersetzung mit

der heutigen Funktion der Bundeswehr. Sie

verweisen darauf, dass Militär keinen Frieden

schaffen kann. Im besten Fall könne ein Waf-

fenstillstand erreicht werden, aber auch der

verursache hohe Kosten an Menschenleben

und an Ressourcen.

Statt Militärausgaben zu steigern, müssten

dringend zivile Instrumente der Krisenprä-

vention und Konfliktbearbeitung und die

Friedensforschung ausgebaut werden. 

Gottesdienste sollten dazu dienen, die

biblische Friedensbotschaft zu verkünden

(Micha 4,3 und Matthäus 5–7). In einer

gewalttätigen Welt sollten in den Gottes-

diensten Alternativen aufgezeigt werden. 

Kontakt: Pfr. Rainer Schmid, Ziegelstr. 25

73431 Aalen, Tel.: 07361 6339797,

rainer.schmid@elkw.de

„Weshallovercome!“ Persönliche 
Lebenszeugnisse für Gewaltfreiheit

„,Weshallovercome!‘ Gewaltfrei aktiv für die

Vision einer Welt ohne Gewalt und Un-

recht“ lautete das Thema einer Tagung des

Lebenshaus’ Schwäbische Alb im württem-

bergischen Gammertingen. Der Ansatz,

langjährig engagierte Menschen anhand ihrer

eigenen biographischen Erfahrungen und

Einsichten erzählen zu lassen, hat sich auch

am 15. Oktober als sehr interessant erwiesen.

Absicht ist dabei, mit der Darstellung dieser

exemplarischen Lebensgeschichten anderen

Menschen Hoffnung und Mut zum weiteren

Engagement zu machen. 

Bei der diesjährigen Tagung gaben Sonn-

hild Thiel, Werner Gebert und Ursula Sladek

auf jeweils sehr eindrückliche Weise Einblicke

in ihr Engagement, das sich schwerpunktmä-

ßig in der Friedensbewegung, der Oeku-

mene und der Ökologiebewegung konzen-

triert.

In einer Abendveranstaltung erzählte Hell-

mut G. Haasis unter dem Titel „Erfolgreich

gegen Krieg und Not“ verschwiegene Frei-

heitsgeschichten, u. a. über den Hitler-

Attentäter Georg Elser.

Am Sonntag trafen sich über 30 interes-

sierte Menschen zu einer eindrucksvollen

und betroffen machenden Führung in

Grafeneck, wo 1940 vom NS-Regime über

10.600 Menschen ermordet wurden, denen

aufgrund geistiger und körperlicher Behin-

derungen eine Existenzberechtigung abge-

sprochen wurde. 

zentralen Widerspruch in den Zielen der

Vereinten Nationen hin, die angesichts der

lebensgefährdenden Übernutzung der Erde

durch 20 Prozent der Weltbevölkerung auf

der ökologischen Verträglichkeit jeder Ent-

wicklung bestehen sowie auf Rückbau des

Ressourcen verbrauchendes Wirtschafts-

wachstumin den industrialisierten Ländern

setzten. Hier werde deutlich, dass die Ent-

wicklungsziele der UNO bislang noch zu

häufig Kompromisse bei widerstreitenden

Interessen seien, in manchen Teilen sogar ein

kolonialistisches Erbe weitertragen und in

ihrer Finanzierung und Überprüfbarkeit kei-

neswegs als gesichert gelten können. In der

weltweiten Oekumene wurde demgegenüber

bereits von Wachstumsglauben und Ex-

traktivismus Abschied genommen und nach

„gerechten Übergängen“ getrachtet. Ein

gutes Leben für alle verlange vor allem von

den Industrieländern einen völlig neuen

Weiterentwicklungspfad, der zumindest in

Teilen auf ein „genug“, ja sogar auf Rückbau

setze. Entschiedene Aussagen kommen

sowohl von den Vollversammlungen des

Oekumenischen Rates, einer Plattform für

eine halbe Milliarde Christen als auch von

Papst Franziskus für die römisch-katholische

Kirche. Bereits auf der Vollversammlung des

Weltkirchenrates in Vancouver 1983 wurde

erkannt, dass die systematische Verletzung

von Gerechtigkeit und Würde sehr vieler

Menschen strukturellen Charakter hat – und

theologisch als Götzendienst zu beurteilen

sei. Diesen Erkenntnisstand gelte es nun

auch im Detail weiter zu entfalten.

Die ökumenischen Initiativen in Deutsch-

land haben dafür in der Mainzer Erklärung

von 2014 „Die Zukunft, die wir meinen –

Leben statt Zerstörung“ vorgearbeitet. Nun

wollen sie sich kritisch-solidarisch für die

Verbreiterung der Diskussion über die nach-

haltigen Entwicklungsziele einsetzen. 

Die ökumenischen Initiativen in Deutsch-

land wollen einen Beitrag für die Verbreite-

rung der Diskussion über die nachhaltigen

Entwicklungsziele leisten. Sie sehen Koope-

rationsmöglichkeiten mit anderen Glaubens-

richtungen sowie mit Gewerkschaften und

neuen sozialen Bewegungen oder der Wis-

senschaft. Vor allem möchten sie Beispiele

für neue Wege des Wirtschaftens auf der

Ebene von Gruppen und Gemeinden, etwa

durch Jugendvisonsworkshops, wie auch die

Diskussion über eine neue Wirtschaftsweise

fördern. 

Oekumenischer Ratschlag 2017

Der nächste Oekumenische Ratschlag 2017

ist bislang geplant für Ende des kommenden

Kirchentags, am Samstag, den 27. Mai 2017
im „Haus der Demokratie“ in Berlin. 

Kontakt: Stiftung Oekumene

c/o Ulrich Schmitthenner, Lindenspürstr. 30

70176 Stuttgart, ecunet@t-online.de

Oekumenisches Netz in Deutschland

c/o Michael Held, Simon-Haune-Str. 15

36251 Bad Hersfeld, Tel.: 0 66 21/62 0186

Beim Lebenshaus Schwäbische Alb freut

man sich, dass insgesamt wieder so viele

Menschen an den Veranstaltungen teilge-

nommen haben. Erfreut war man ebenfalls

über die zahlreichen positiven Rückmel-

dungen sowie die Unterstützung der Veran-

staltungen durch 32 Organisationen.

MICHAEL SCHMID

Kontakt: Lebenshaus Schwäbische Alb – Gemeinschaft

für soziale Gerechtigkeit, Frieden und Ökologie e.V.

Bubenhofenstr. 3, 72501 Gammertingen

Tel.: 0 7574/28 62, http://www.lebenshaus-alb.de

info@lebenshaus-alb.de

Kontakt: Oekumenisches Netz Württemberg

c/o Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12

74384 Lauffen am Neckar, Tel.: 0 7133/210 68 

. Oekumenisches Netz in
Deutschland (OeNiD) 

Oekumenischer Ratschlag zu den 
Zielen nachhaltiger Entwicklung
(SDGs) der Vereinten Nationen

Die Agenda 2030 der Vereinten Nationen

wird von ökumenischen Initiativgruppen kri-

tisch unterstützt. Die 17 Ziele für nachhalti-

ge Entwicklung seien wertvoll. Inhaltlich

knüpfen sie an den jahrzehntelangen Einsatz

von Christen und Kirchen für Gerechtigkeit,

Frieden und Bewahrung der Schöpfung an.

Unter Beteiligung sehr vieler Völker und

Zivilgesellschaften entstanden, stellen sie

sehr vieles von dem, was Christen in ihrem

konziliaren Prozess an gegenseitigen Ver-

pflichtungen eingegangen sind, in einen

inter-kulturellen Zusammenhang, indem sie

eine auch säkular nachvollziehbare Herlei-

tung und Sprache dafür verwenden. Das

erklärten Mitglieder der ökumenischen Net-

ze in Deutschland auf einem „Ratschlag“ in

Nürnberg am 09.10.2016. Bedenklicherweise

bleibe nicht nur hierzulande der Autopilot

der wachstumshungrigen und finanzmarkt-

gesteuerten Weltwirtschaft unhinterfragt.

Für die großen christlichen Hilfswerke

entsandte „Brot für die Welt“ den Experten

Daniel Jüttner, „Misereor“ Dr. Klaus Schil-

der und das „Forum für Umwelt und Ent-

wicklung“ als zivilgesellschaftlicher Dachver-

band Marie-Luise Abshagen. Aus Bern reiste

Dr. Beat Dietschy an, bis vor kurzem Zen-

tralsekretär von „Brot für alle“ in der

Schweiz.

Die Initiativen weisen vor allem auf einen
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. Oekumenischer Kirchentag

In Frankfurt 2021

Elf Jahre nach dem zweiten Oekumenischen

Kirchentag (OeKT) in München findet 2021

das nächste Christentreffen in Frankfurt am

Main statt. Katholiken und Protestanten

wollen vom 12. bis zum 16. Mai 2021 ge-

meinsam feiern. Das beschlossen am Freitag

in Bonn Vertreter des Zentralkomitees der

deutschen Katholiken (ZdK) einstimmig.

Zuvor hatte sich bereits der Deutsche

Evangelischen Kirchentag (DEKT) positiv

geäußert. Beide Gremien sind Veranstalter

des OeKT.

Eine zunächst für 2019 geplante dritte

Auflage war vor zwei Jahren verworfen wor-

den. Zuletzt wurde das Christentreffen 2010

in München veranstaltet. Schauplatz der Pre-

miere war 2003 Berlin mit rund 200.000

Gästen.

Kontakt: Evangelischer Kirchentag, Magdeburger Str. 59

36037 Fulda, Tel.: 06 61/9 69 50-0

Katholikentag Münster 2018 e.V., Breul 23

48143 Münster, Tel.: 02 51/70377-0

. PLÄDOYER für eine 
ökumenische Zukunft

Zukunftsperspektiven für die ökumeni-
sche Arbeit in Deutschland 

Der Termin für die geplante Gast-Tagung in

der Evang. Akademie Hofgeismar steht jetzt

fest: 22.–24. März 2017. Es geht um Zu-

kunftsperspektiven für die ökumenische

Arbeit in Deutschland.

Der Fortsetzungsausschuss des PLÄ-

DOYERs hat eine große Zahl von Themen

identifiziert, die von der ökumenischen Be-

wegung bearbeitet werden und weiterhin 

bearbeitet werden sollen, darunter: Friedens-

frage und Hochrüstung, Klimawandel,

Wachstumsideologie, Flüchtlingsarbeit, Ter-

rorismus, Kampf gegen Rechtsextremismus,

Fremdenfeindlichkeit und Populismus, Ent-

wicklungsprobleme (darunter auch die Sus-

tainable Development Goals, SDGs), Men-

schenrechte, Mission von den Rändern her,

GoodGovernance, transformative Spirituali-

tät, theologische Zoologie, ökumenische Bil-

dung und weltweite Partnerschaft. Die Fülle

der Themen macht eine Auswahl erforder-

lich. Folgende drei Themenbereiche sollen

per fachkundigem Input und einer breiten,

offenen Diskussion darüber bearbeitet wer-

den:

Kapitalismus – Wachstum – Umweltethik
Migration – Integration – Friedenspolitik
Rassismus – Fremdenfeindlichkeit –
Populismus

Alle Gruppen, die diese Themen bereits

behandeln oder an ihrer intensiven Be-

arbeitung interessiert sind, laden wir zur

Mitarbeit ein. Auch interessierte Einzel-

personen sind herzlich eingeladen. Wir ver-

suchen, ein Memorandum als Zeit- und

Zielansage für eine Oekumene von morgen

zu formulieren. Es geht auch um eine

Positionsbestimmung des PLÄDOYERs im

Konzert der verschiedenen zivilgesellschaft-

lichen ökumenischen und säkularen Gruppen

(Kooperation und Arbeitsteilung).

Auf Antrag können Fahrtkosten- und

Tagungskosten-Zuschüsse gewährt werden.

Kontakt: Werner Gebert, Banweg 14

72131 Ofterdingen, Tel.: 07473/95 98 98

Fax: 95 98 94, euw.gebert@t-online.de

. Kairos Europa

Die richtige Entscheidung treffen – 
die tatsächlichen Fluchtursachen
bekämpfen

Diese Herausforderung durchzog alle Refe-

rate und Diskussionen der diesjährigen Jah-

restagung von Kairos Europa, zu der über 70

Dauerteilnehmende, unter ihnen auch Mit-

glieder des Zukunftsforums Gewerkschaften

Rhein-Main, vom 14. bis 16. Oktober 2016

nach Mannheim gereist waren. 

Ulrich Brand vom Institut für Politik-

wissenschaft der Uni Wien führte durch das

Thema „Überlebens-flüchtlinge und imperi-

ale Lebensweise“.

Wo gibt es Alternativen, die aufzeigen, wie

sich unsere Kultur der imperialen Lebens-

weise zu einer solidarischen umwandeln

kann? Hier geht es dann nicht nur um

Zahlen, um Ressourcen – sondern auch um

„ethische Mystik“ und „interreligiösen Dia-

log gegen gruppenbezogene Menschen-

feindlichkeit und für die Möglichkeit auf ein

erfülltes Leben

Clemens Ronnefeld, Friedensreferent beim

Internationalen Versöhnungsbund, betrach-

tete die gegenwärtigen Fluchtursachen unter

geo-politischen Gesichtspunkten und kenn-

zeichnete die westliche Politik im sogenann-

ten Nahen/Mittleren Osten als Ursache für

Terror, Krieg, Elend und Massenflucht.

Aber es gibt auch positive Beispiele: Die

Schneller-Schulen in Palästina bildeten mit

deutscher Unterstützung junge Menschen in

Handwerksberufen aus, damit sie anschlie-

ßend selbst ihr Land unterstützen können.

Wäre die Welt eine Bank, sie wäre rasch ge-

rettet, so ein Demo-Plakat von Greenpeace,

das Ronnefeld zum Abschluss seiner Präsen-

tation zeigte.

Michael Windfuhr, stellvertretender Direk-

tor des Deutschen Instituts für Menschen-

rechte, Berlin betrachtete Fluchtursachen aus

menschen- und völkerrechtlichen Gesichts-

punkten. Jeder Flüchtling unterliege einer

Schutzpflicht. Aber nicht nur im Mittelmeer

werde diese mißachtet. 

Auch hier in Deutschland werden die Men-

schenrechte nicht wirklich ernst genommen,

wenn es um Flüchtende geht. Es gäbe keinen

funktionierenden Standard für die Versor-

gung der Kinder, oft keine Schutzräume für

Männer und Frauen/Mädchen, ganz zu

schweigen von einem geregelten und groß-

zügigen Recht auf Bildung, Wohnung,

Gesundheit oder gar Daten-schutz. Es müsse

mehr geben als das Recht auf Versorgung,

selbst wenn rein formalrechtlich nur die Aus-

sicht auf kurzen Aufenthalt bestehen sollte. 

Michael Ramminger vom Institut für

Theologie und Politik in Münster bot bib-

lisch-theologische Gesichtspunkte zur christ-

lichen Entscheidungsfrage „Ihr könnt nicht

Gott und dem Mammon dienen“. Der

Schutz der Geflüchteten sei ein wesentliches

Fundament des Neuen Testaments.

1997 bekannten sich beide deutsche Groß-

kirchen gut biblisch zu den theologischen

Wurzeln der Rechte der Fremden. Men-

schenrechte mussten historisch allerdings

(zum Teil gegen den erbitterten Widerstand

der Kirchen) hart erkämpft werden. Ihre

Universalisierung und Ausweitung fiel

schwer, ist zum Teil der französischen Auf-

klärung, in einem späteren Stadium auch den

Völkerrechts-Jesuiten zu verdanken. Für das

Heute bilden sie nun aber klare Vorgaben.

Aber die Nationalstaaten beschränken das

Recht auf Einwanderung. Hier sei ziviler

Ungehorsam nötig, z.B. Kirchenasyl als eine

konkrete Form des Widerstands. Die Mar-

ginalisierten, die Ausgegrenzten selbst

(Hapiru – Hebräer) seien das primäre Got-

tesvolk. 

Nicola Neider Ammann und Jacob Schäd-

lein von der KircheNordSüdUntenLinks aus

Bern stellten die von ihrer Gruppe entwickel-

te Migrationscharta vor: „Freie Niederlas-

sung für alle: Willkommen in einer solidari-

schen Gesellschaft“. Das Ziel ist eine utopi-

sche Gesellschaft, in der jeder Mensch welt-

weit ein Recht auf freie Niederlassung hat.

Auch Oberkirchenrätin Karen Hinrichs

von der Evangelischen Landeskirche Baden

beantwortete die oben gestellte Konzept-

frage auf großkirchliche Weise mit einem

entschiedenen „ja“. 13 Mio. Euro habe ihre

Kirche für die Unterstützung des Ehren-

amtes in diesem Bereich bereitgestellt. Auch

der Karlsruher Aufruf an die EKD zum
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21. Mai 2017 die nächste Erd-Charta Multi-

plikatorInnen-Ausbildung in Germete an!

Weitere Informationen unter www.erdcharta.de

Oekumenische Verankerung

In ihrem jüngsten Rundbrief erinnert die

Oekumenische Initiative eine Welt an ihren

Gründungsaufruf von 1976. „Für uns um-

fasst ökumenisches Leben ebenso sehr die

Bemühung um Einheit der Christen und

Kirchen wie die Mitverantwortung für die

von Menschen bewohnte Welt ... wir sehen

uns als Teil der Einen Welt mit ihrer Vielfalt

pflanzlichen und tierischen Lebens. Und wir

sehen uns als Teil der einen Menschheit, die

alle Völker, Kulturen und Religionen um-

fasst. Diese beiden Aspekte bezeichnet auch

das griechische Wort „Oekumene“ ...

Verwurzelt ist die Initiative in der weltwei-

ten ökumenischen, umwelt-, entwicklungs-

politischen und friedenspolitischen Basis-

bewegung und im konziliaren Prozess für

Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der

Schöpfung.“

Kontakt: Oekumenische Initiative Eine Welt

Mittelstr. 4, 34474 Diemelstadt-Wethen

Tel.: 0564/1417, info@oeiew.de, www. oeiew.de

. Versöhnungsbund

„Klage des Friedens“ – 500 Jahre

Das 16. Jahrhundert war nicht nur das Jahr-

hundert der Reformation, es war auch das

Jahrhundert der Wiederentdeckung des The-

mas Frieden. In seinem berühmten Buch

„Querela Pacis“ („Klage des Friedens) von

1517 lässt Erasmus von Rotterdam die Pax,

den Frieden selbst sprechen.  Mit besonderer

Vehemenz wird der Widerspruch herausgear-

beitet, der zwischen der christlichen Bot-

schaft und der Anwendung tötender Gewalt

besteht. Die Stimme des Friedens wird zu

einem leidenschaftlichen Appell sowohl an

die Fürsten wie an Kirche und Theologie.

Mit einer Vielzahl von Partnern wird der

Versöhnungsbund das 500jährige Jubiläum

dieses wichtigen Buches am 21.04.2017 in

Halle an der Saale im Rahmen eines „Hoch-

schuldialogs“ würdig begehen. Nach 500

Jahren wird es Zeit, Bilanz zu ziehen und die

noch ausstehenden Aufgaben genau zu be-

schreiben. Am Vorabend der Tagung besteht

zudem Gelegenheit, die Schrift des Erasmus

als Lesung zu erleben. 

Tagungsprogramm und Flyer unter:

www.versoehnungsbund.de/node/908

Anmeldung unter: http://bit.ly/2eoihrc

Umdenken in der Friedensethik und zum

Bilden einer prophetischen Kirche habe viel

Gespräch und Aktion angeregt. 2013 gab es

einen Landessynodenbeschluss „Kirche auf

dem Weg zu einem gerechten Frieden“.

Was bleibt nun insgesamt? Der Kapitalis-

mus ändert sich rasant, heute leben die mei-

sten Milliardäre in China. Der Welthandel

hat sich binnen zweier Generationen ver-

zwölffacht und eine enorme Einkommens-

konzentration geschaffen. Die National-

staaten sind zu klein, zu schwach, um hier

noch Entscheidendes zu regeln. 

Es gelte, Europa den Kairos vorzustellen,

sonst entschwinden immer mehr Engagierte,

sie haben Angst, werden politikverdrossen.

Schließlich gab es eine politisch-theologi-

sche Meditation von Peter Schönhöffer zu

hören. Dann zeigte sich das Beispiel Marl als

Hoffnungsgeschichte: Schon seit Jahren ver-

anstaltet ein großes Bündnis von Gruppen

der Religionen und Gesellschaft dort ein

Abrahamsfest. Drei Monate hindurch wird

durch verschiedene Veranstaltungen und

Begegnungen ein Miteinander der Religio-

nen, Kulturen und Völker gelebt und ge-

feiert. Veranstalter ist die Christlich-islami-

sche Arbeitsgemeinschaft Marl in Zusam-

menarbeit mit den Kirchen und Moscheen in

Marl, der jüdischen Kultusgemeinde Reck-

linghausen und dem Integrationsrat Marl.

Auch Kairos Europa hat ein Projekt be-

gonnen, das darin besteht, Kirchengemein-

den, die den interreligiösen Dialog ange-

sichts der realen Fluchtursachen fördern und

sich für Flüchtende und gegen Flucht-

ursachen einsetzen wollen, miteinander zu

vernetzen. Ulrich Duchrow argumentiert:

„Gerade in kirchlichen Kontexten könnte die

Basis für eine politisch fundierte Einmisch-

ung derzeit kaum größer sein. Denn viele

Gruppen, Gemeinden und kirchliche Ein-

richtungen machen bei der Willkommens-

kultur ganz vorne mit ...“?

ALBERT PETERSEN (MIT PETER SCHÖNHÖFFER)

Kontakt: Kairos Europa e.V., Martin Gück

WeltHaus, Willy-Brandt-Platz 5, 69115 Heidelberg

Tel.: 0 62 21/433 36 22, Fax: 4 33 36 29

info@kairoseuropa.de

. Initiative Ordensleute
für den Frieden (IOF)

Erfahrungen mit Deutschbankern

Am 11. Juni 2015 hat die Initiative Ordens-

leute für den Frieden (IOF) vor der Zentrale

der Deutschen Bank in Frankfurt (in etwa

parallel zu der Rede eines Mitglieds in deren

Hauptversammlung) ihre 300. Mahnwache

gehalten, die seit 25 Jahren stets am ersten

Donnerstag eines Monats stattgefunden hat: 

Ein Protest gegen die größte deutsche Ge-

schäftsbank als „Symbol“ für das „über Lei-

chen gehende kapitalistische Wirtschaftssys-

tem“, wie wir es immer wieder den an uns

vorbeiziehenden Bankern und Passanten ent-

gegengehalten haben. 

Vermutlich ohne Kenntnis unserer doch

eher schwachen Aktionen enthält Papst

Franziskus’ erste Verlautbarung zu Fragen

der Wirtschaft auf unserm Planeten mit sei-

ner – inzwischen über die ganze Welt ver-

breiteten – starken Aussage „Diese Wirt-

schaft tötet“ im Grunde dieselbe Kernbot-

schaft.

Nach den jüngsten Verlautbarungen (s.

DER SPIEGEL Nr. 43, 22.10.2016) kursiert

„Die Geschichte vom Untergang der Deut-

schen Bank“ gewiss nicht nur in Deutsch-

land. Nach all den Erfahrungen in der seit

2008 währenden Finanzkrise werden die

Mächtigen v.a. in der Wirtschaft, aber auch

in der Politik keine Neigung haben, von

jener mit Steuergeldern teuer gepflegten

Devise „too big to fail“ abzuweichen.

Daher haben die  mit der IOF sich verbun-

den wissenden Menschen am 22.10.2016

beschlossen, die Mahnwachen wie gewohnt

fortzusetzen.

Kontakt: IOF, c/o Christoph Rinneberg

Im Höhlchen 16, 64372 Wembach i.O.

Tel.: 0 6154/26 98, Fax: 637756

Christoph.Rinneberg@t-online.de

www.facebook.com/Ordensleute

. Oekumenische Initiative
Eine Welt

Natur- und Weltbilder für eine 
zukunftsfähige Weltgesellschaft

Mit Natur- und Weltbildern, die zu enkel-

(un)tauglichen Entwicklungen führen, will

sich die Oekumenische Initiative Eine Welt

(OeIeW) am 05.–07. Mai 2017 befassen.

Mit der Frage nach Lebendigkeit‚ in-Bezieh-

ung-sein und wann Wandel möglich ist – mit

all unseren Sinnen. Für den Einstieg ins

Thema hat die Initiative den Philosophen

und Biologen Andreas Weber angefragt.

Während der zwei Tage sollen auch verschie-

dene praktische Stationen aufgebaut werden

(Kunst in der Natur, Workshops Klangräu-

me, etc.), um das Thema ganzheitlich zu

erkunden. 

An der Vorbereitung dieser OeIeW-

Tagung in Warburg-Germete können sich

weitere Mitwirkende beteiligen. 

Mehr Informationen: www.erdcharta.de

Werden Sie Erd-Charta BotschafterIn!

Die deutsche Erd-Charta Koordination bie-

tet vom 10. bis 12. März und vom 19. bis



Als Grundlage wurde zunächst eine Defi-

nition von Stammtischparolen erarbeitet: sie

sind verallgemeinernd, beziehen sich auf

Gruppen bzw. Minderheiten, bedienen Ge-

fühle und erheben einen Wahrheitsanspruch.

Mögliche Motive für solche Äußerungen

sind Angst, Streben nach Macht, Suche nach

einem Wir-Gefühl, Selbstvergewisserung,

eigene Unzufriedenheit, Unkenntnis. 

Aus diesen Motiven ließen sich daraufhin

Strategien ableiten, wie man Stammtischpa-

rolen entgegentreten kann, etwa: das Gegen-

über nicht konfrontieren oder ins lächerliche

ziehen und damit weiter seine Motive, etwa

Angst, stärken, sondern beim Thema blei-

ben, konkrete Fragen stellen, Fakten nennen,

sich zusammentun, oder auch eigene positi-

ve Erfahrungen einbringen. 

In mehreren Rollenspielen zu konkreten

Alltagssituationen wurden diese Strategien

mit großem Eifer erprobt. Wenn wir uns

einer Situation jedoch nicht gewachsen füh-

len, haben wir immer noch eine Möglichkeit:

wir können die Situation verlassen und damit

ausdrücken, dass wir der anderen Meinung

nicht zustimmen.

Neben dem Workshop und der Begeg-

nung mit Orthodoxen standen auf der

MEET-Jahrestagung der Rückblick auf „10

Jahre MEET“ mit einer Jubiläumsfeier sowie

der Ausblick auf das kommende Jahr im Vor-

dergrund. Geplant ist unter anderem ein

gemeinsamer Stand mit dem OeRK auf dem

Evangelischen Kirchentag 2017. Die nächste

Jahrestagung soll im Rahmen der Menschen-

rechtswoche auf der Summer School „Es

reicht. Was mich angeht“ in Wittenberg

stattfinden – auch 2017 bleibt MEET also

seinem Motto „More Ecumenical Empower-

ment Together“ treu.

ANNA KIRCHNER,  KAI  KÜLE UND CHRISTOF WIEST

Kontakt: MEET, c/o Christof Wiest, Eugenstr. 44

72072 Tübingen, Tel.: 0176/42 057153

www.meet-junge-oekumene.de

. Evangelische Friedensarbeit 

„Zivil statt militärisch“ muss die
Devise sein

Die Evangelische Arbeitsgemeinschaft für

Frieden und Kriegsdienstverweigerung

(EAK) und die Aktionsgemeinschaft Dienst

für den Frieden (AGDF) erwarten von den

neuen Leitlinien der Bundesregierung für

Krisenengagement und Friedensförderung

eindeutige Friedensperspektiven anstelle eines

einseitigen, sicherheitslogischen Denkens. 

Die beiden evangelischen Friedensverbän-

de sind der Meinung, dass es eines Ansatzes

bedarf, der im Sinne „menschlicher Sicher-
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Beerdigung des Artikel 16 der 
ConfessioAugustana (CA) in
Wittenberg 2017

Im Versöhnungsbund haben wir lange mit

den evangelischen Kirchen um Abkehr vom

Artikel 16 des Augsburger Bekenntnisses ge-

rungen. In diesem Bekenntnisartikel werden

bis heute diejenigen verdammt, die bestrei-

ten, dass es einem Christen erlaubt sei, als

Soldat tätig zu sein. Immer wieder bekamen

friedensbewegte PfarrerInnen wegen dieses

Artikels Schwierigkeiten mit ihrer Kirche. In

einer symbolischen Aktion wollen wir vom

01.09. bis zum 10.09.2017 dieses hochpro-

blematische Erbstück der Reformation, den

Artikel CA 16 zurück nach Wittenberg brin-

gen und dort für immer beerdigen. Näheres

unter www.versoehnungsbund.de/ca16

Kontakt: Internationaler Versöhnungsbund

Deutscher Zweig e.V. , Schwarzer Weg 8

32423 Minden, Tel.: 0571/85 08 75

. MEET – Junge Oekumene

„Ich bin ja nicht rechts, aber ...“

„Stammtischparolen entgegenzutreten ist

wie erste Hilfe. Die Hauptsache ist, über-

haupt einzugreifen. Ein falsches Eingreifen

gibt es nicht!“ Mit diesem Statement moti-

vierte Patricia Karuhtz von der Organisation

„Vielfalt leben“ auf der MEET-Jahrestagung

2016 junge Protestanten, Katholiken und

Orthodoxe, auf Stammtischparolen zu rea-

gieren.

Jahrestagung und Workshop, die vom

23.–25. September 2016 im Johann-Adam-

Möhler-Institut in Paderborn stattfanden,

standen unter dem Thema „Ich bin ja nicht

rechts, aber ...“. Durch Rollenspiele und

Reflexion konnten sich die Teilnehmenden

ganz praktisch mögliche Strategien erschlie-

ßen um auf Aussagen wie „Wir können nicht

alle aufnehmen“, „Unser christliches Abend-

land ist in Gefahr“ und „Die unterdrücken

alle Frauen“ zu reagieren.

heit“ auch die Dimensionen der sozialen,

wirtschaftlichen und politischen Sicherheit in

den Blick nehme. Und zwar aller Menschen,

eben nicht nur der Deutschen und der

Europäer. 

Derzeit gibt es seitens der Bundesregier-

ung konkrete Überlegungen, ein Nachfolge-

dokument zum 2004 vom Bundeskabinett

aufgestellten ressortübergreifenden „Ak-

tionsplan zivile Krisenprävention, Konflikt-

lösung und Friedenskonsolidierung“ vorzu-

legen. Dies soll im Dialog mit Beteiligten er-

arbeitet werden. Geplant ist, das neue

Grundlagenpapier bis zum Frühjahr 2017

fertiggestellt zu haben. 

Kontakt: Verein für Friedensarbeit im Raum der EKD

Endenicher Str. 41, 53115 Bonn, Tel: 0228/24999-0

www.evangelische-friedensarbeit.de

. Pax Christi

Gewaltfreies Handeln hat Erfolg

Frieden ist wieder stärker Thema bei den

Menschen, sagte pax-christi-Bundesvorsit-

zende Wiltrud Rösch-Metzler bei der Eröff-

nung der Delegiertenversammlung am 31.

Oktober 2016 und nannte Anfragen von

Firmlingen in ihrer Gemeinde oder eine Er-

klärung der Arbeitsgemeinschaft Christlicher

Kirchen in Baden-Württemberg und forderte

die hauptberuf liche Unterstützung von

Friedensarbeit durch die Diözesen.

Höhepunkt der Versammlung war der

Vortrag der US-amerikanischen Friedens-

forscherin Maria J. Stephan zu „Gewaltfreien

Bewegungen und Gerechter Friede“, die aus

ihren Untersuchungen deutlich machte, dass

gewaltfreie Widerstandsbewegungen in den

letzten hundert Jahren eine höhere Erfolgs-

quote hatten als gewaltsame Aufstände. Eine

signifikante Quote dafür sei die Beteiligung

von 3,5 Prozent der jeweiligen Bevölkerung.

Gründe für diese Ergebnis sind unter ande-

rem die Beteiligung und höhere Verankerung

in der Bevölkerung, die erhöhte Wahrschein-

lichkeit, dass Unterdrückung auf den Unter-

drücker zurückfällt und die höheren Skrupel

von Polizei und Militär, Gewalt gegen die

eigene Bevölkerung anzuwenden.

Auf einer eigenen Internetseite bietet Pax

christi eine Sammlung von 55 Erfolgen von

aktiver Gewaltfreiheit aus den vergangenen

hundert Jahren.

Kontakt: Internationale katholische Friedensbewegung

pax christi, Deutsche Sektion

Sekretariat: Hedwigskirchgasse 3, 10117 Berlin

Tel.: 0 30/2 00 7678-0, sekretariat@paxchristi.de

www.paxchristi.de
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Oekumenische Netze im Konziliaren Prozess
Der OEKUMENISCHE INFORMATIONSDIENST bietet unter anderem den hier aufgeführten oekume-

nischen Netzen eine Austauschplattform.

Bayern
Oekumenisches Netz in Bayern
c/o H. H. Willberg

Mühlbachweg 13, D-90559 Burgthann

Tel.: 0 9183/ 95 00 39

Berlin
Oekumenischer Rat Berlin-Brandenburg
Oekumenisch-Missionarisches Institut

Gierkeplatz 2–4, D-10585 Berlin

Tel.: 0 30 / 3 4210 00

Fax: 0 30 / 3 421011

INKOTA
Chrysanthemenstr. 1–3, D-10407 Berlin

Tel.: 0 30 / 4 20 82 02-0

Fax: 0 30 / 4 20 82 02-10

Bremen
Fachstelle „Oekumene und Weltverant-
wortung“ im forum Kirche

Holler Allee 75, D-28209 Bremen

Tel.: 04 21 / 3 4615-36

Fax: 04 21 / 3 4615-38

Hamburg
Solidarische Kirche in Nordelbien
Heike Schoon c/o Pauluskirche Altona

Bei der Pauluskirche 1, D-22769 Hamburg

Heike-Schoon@web.de

Hessen
Oekumenisches Netz Nord- und
Osthessen
c/o Michael Held, Simon-Haune-Str. 15

D-36251 BadHersfeld

Tel.: 0 66 21/62 0186

Fax: 0 66 21/6 56 45

Niedersachsen
Arbeitskreis Konziliarer Prozeß
Hermann de Boer

Masurenstr. 9b

D-31832 Springe

Oldenburg
Oekumenisches Zentrum Oldenburg e.V.
Kleine Kirchstr. 12, D-26122 Oldenburg

Tel./Fax: 04 41 / 2 48 95 24

Pfalz
Arbeitsstelle Frieden und Umwelt der
Evangelischen Kirche in der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)

Referat Konziliarer Prozess

Große Himmelsgasse 3, D-67346 Speyer

Tel.: 0 62 32/6715-0

Fax: 0 62 32/6715-67

info@frieden-umwelt-pfalz.de

Nördliches Rheinland-Pfalz und Saarland 
Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Dominic Kloos

Löhrstr. 51, D-56068 Koblenz

www.oekumenisches-netz.de

Rheinland
Oekumenisches Netz Mittelrhein e.V.
Erhard Dischler, Kapellen, Immermannstr.12

D-41516 Grevenbroich

OekumNetzMittelrhein@t-online.de 

Solidarische Kirche im Rheinland
Kirchliche Bruderschaft
c/o Erika Haugg, Mozartstr. 9

D-45478 Mülheim a.d. Ruhr 

soki.rheinland@arcor.de

Sachsen-Anhalt
Lothar-Kreyssig Oekumene-Zentrum
Am Dom 2

D-39104 Magdeburg

Tel.: 03 91 / 53 46-4 93

Fax: 03 91 / 53 46-4 90

Sachsen
Oekumenisches Informationszentrum
Dresden
Elisabeth Naendorf, Kreuzstr. 7

D-01067 Dresden

Tel.: 03 51/4 92 33 68

Fax.: 03 51/4 92 33 60

oekumene@infozentrum-dresden.de

Westfalen
Oekumenisches Netz in Westfalen
MÖWe, Heike Koch, Olpe 35 

D-44135 Dortmund

Tel.: 02 31 / 54 09-72

Fax: 02 31 / 54 09-21

Solidarische Kirche Westfalen-Lippe
Michael Nelson, Geschäftsführer

Graf-Adolf-Str. 61, D-58730 Fröndenberg

Tel.: 0 2373 /176 88 35

muhr-nelson@freenet.de

Württemberg
Oekumenisches Netz Württemberg
Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12

D-74348 Lauffen am Neckar

Tel.: 0 7133/210 68

Oekumenisches Netz in Deutschland
c/o Michael Held, Simon-Haune-Str. 15

D-36251 Bad Hersfeld

Tel.: 0 66 21/62 0186

Fax: 0 66 21/6 56 45
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IMPRESSUM

Einladung 
zu einer 
Fördermitgliedschaft 
bei der
Stiftung Oekumene

Unterstützen Sie die Initiativen für
Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung
der Schöpfung über die gemeinnützi-
ge Stiftung Oekumene als Plattform
für vielfältige Initiativen

Stiftung Oekumene

Konto 100 008
bei der Frankfurter Sparkasse
BIC HELADEF1822
IBAN DE94 5005 0201 0000 1000 08

Spendenbescheinigungen versenden wir ab 
50,– Euro pro Jahr. Dafür bitten wir Sie um 
Ihre Postanschrift.

Möchten Sie den

]
regelmäßig erhalten? 
Samt Sonderdokumentationen für 
nur 10,– Euro im Jahr! 
Eine kurze Mitteilung per E-Mail oder
Post genügt.

Stiftung Oekumene, Lindenspürstr. 30
70176 Stuttgart, ecunet@t-online.de


